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Knapp 28 Prozent für den FN. 

Die extreme Rechte wird stärkste 
Partei und könnte unter Umständen 
Regionalregierungen übernehmen 


Liberales Zerwürfnis 


DÜSSELDORF/GREVENBROICH. Der 
Chefredakteur der rechtsliberalen Zeit- 
schrift „eigentümlich frei“, Andre Licht- 
schlag, will auch nach dem Auftritt des 
umstrittenen Publizisten Akif Pirinccis 
bei Pegida weiterhin dessen Bücher ver- 
treiben. Kritik kommt von dem ehemali- 
gen FDP-Bundestagsabgeordneten Frank 
Schäffler, bislang Autor der „eigentüm- 
lich frei“. Auf dem Internetblog von Ro- 
land Tichy gibt er bekannt, dass er diese 
„Pseudotoleranz‘“ nicht teile. Pirinccis 
Rede sei rassistisch, fremdenfeindlich, 
vulgär und geschmacklos. Schäffler kün- 
digt seine Autorenschaft bei „eigentüm- 
lich frei“: „Dafür möchte ich mich nicht 
weiter hergeben.“ Auf der dreitägigen 
„eigentümlich frei“-Konferenz auf Use- 
dom war es unlängst zu einer deutlichen 
Abkopplung der rechtsliberalen Szene 
von der FDP gekommen. „Öfter als bei 
vergangenen Tagungen stellten sich Gäs- 
te als AfD-Mitglieder vor“, berichtet die 
„Junge Freiheit“ (49-2015). Zum Partei- 
enpanel am ersten Konferenztag erschien 
kein offizieller Vertreter der FDP mehr. 
Dafür aber u.a. Alice Weidel vom AfD- 
Bundesvorstand. hma U 


Projekt „Ein Prozent” 


Das u.a. von Jürgen Elsässer („Com- 
pact“), Götz Kubitschek (,Antaios-Ver- 
lag“) und dem Islamwissenschaftler Dr. 
Hans-Thomas Tillschneider (AfD) unter- 
stützte Projekt „Ein Prozent für unser 
Land‘ hat die Unterstützung von einem 
Prozent der Deutschen als Ziel. Mit „ju- 
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„Der Einsatz stärkt den IS” 
NPD beim 2. Versuch in Bad 
Fallingbostel erfolglos 


Von Bernard Schmid. Paris 


Die Partei der Angst hat gewonnen. 
Die Partei der Angst und der 
Abschottung 


Im ersten Durchgang der französischen 
Regionalparlamentswahlen am 06. De- 
zember 2015 schnitt der Front National 
(FN) im ersten Wahlgang als stärkste po- 
litische Kraft ab. Die rechtsextreme Par- 
tei erhielt, nach den konsolidierten vor- 
läufigen Wahlergebnissen vom frühen 
Montag Nachmittag, im landesweiten 
Durchschnitt knapp 28 Prozent der Stim- 
men. Die Bündnisliste von konservativ- 
wirtschaftsliberalen Parteien, vor allem 
Les Röpublicains — LR, ehemals UMP — 
und UDI, erhielt demnach 27,25 Prozent 
und die regierende Sozialdemokratie 
durchschnittlich 23,4 Prozent. — Nach 
dem Zusammenschluss mehrerer Regio- 
nen gibt es nun noch 13 neu zu wählende 
Regionalparlamente, statt zuvor 22. 

In mehreren französischen Regionen 
kann die extreme Rechte sich ernsthafte 
Aussichten darauf machen, ab dem kom- 
menden Sonntag (13. Dezember) die Re- 
gionalregierung zu übernehmen. Ihre 


Hoffnungen konzentrieren sich dabei ins- 
besondere auf die nordostfranzösische 
Region Nord-Pas de Calais-Picardie, in 
der rund sechs Millionen Menschen le- 
ben. Dort erhielt die Liste, die durch die 
seit Anfang 2011 amtierende Parteivorsit- 
zende Marine Le Pen persönlich ange- 
führt wird, im ersten Durchgang 40,64 
Prozent der abgegebenen Stimmen. Dicht 
dahinter folgt auch schon die Liste unter 
ihrer Nichte, der 25jährigen Jurastudentin 
Marion Marechal-Le Pen, in Südost- 
frankreich (Provence-Alpes-Cöte d’Azu- 
re) mit nur wenigen Promillen Abstand 
und 40,55 %. 

Um einen Wahlsieg der extremen 
Rechten in der Stichwahl am kommenden 
Sonntag zu verhindern, diskutieren beide 
großen politischen Blöcke nun um den 
Rückzug der weniger gut platzierten Lis- 
ten im bürgerlich-demokratischen Lager, 
um Dämme gegen das Anwachsen des 
FN zu errichten. Doch die konservative 
Rechte bügelte solche Fragen mittlerwei- 
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ristischen, medialen und politischen Ak- 
tionen“ will das Projekt gegen die 
„Flüchtlingsinvasion“ und eine angebli- 
che „Auflösung unseres Staates“ vorge- 
hen. Finanziert werden sollen u.a. ein 
Videokanal, der Aufbau einer ‚‚interakti- 
ven Deutschlandkarte“, auf der „jeder 
Bürger vorbildliche Aufklärungs- und 
Widerstandsprojekte eintragen kann“, 
und ein Infoportal. Gefordert wird eine 
„Grenzsicherung gegen illegale Einrei- 
se“, die „Registrierung und konsequente 
Abschiebung aller bereits illegal Einge- 
reisten“ und „der Schutz des Volks- und 
Privateigentums“. Leiter des Projekts ist 
der „Wahlsachse“ Philip Stein. Mitarbei- 
ter Helge Hilse setzt Projekte für „Ein 
Prozent“ um. Professor Karl Albrecht 
Schachtschneider bereitet eine Massen- 
klage vor. Der Zuspruch sei „überwälti- 
gend“, so Kubitschek auf der Internetsei- 
te der Zeitschrift „Sezession“ 
(26.11.2015). Als erste Aktion habe man 
der „Identitären Bewegung Österreichs“ 
eine Spende in Höhe von 10000 Euro 
zukommen lassen können. hma 


JA ist offizielle Jugendorga- 
nisation 


HANNOVER. Auf dem AfD-Bundespar- 
teitag in Hannover wurde u.a. beschlos- 
sen, die „Junge Alternative für Deutsch- 
land“ (JA) bundesweit als offizielle Ju- 
gendorganisation anzuerkennen. Zuvor 
war die JA mit ihren rund 900 Mitglie- 
dern in elf AfD-Landes- verbänden offi- 
ziell anerkannt. Die beiden Bundesvor- 
sitzenden der JA, Sven Tritschler und 
Markus Frohnmaier, haben unterdessen 
der extrem rechten Zeitschrift „ZU- 
ERST!“ ein Interview gegeben. In der 
Dezember-Ausgabe outet sich die JA- 
Doppelspitze als „große Fans von Jörg 
Haider“. Von „HC Strache und der FPÖ 
lernen, heißt siegen lernen“, so Frohn- 
maier, der im Oktober am Sonntag der 
Landtagswahlen mit Tritschler Gast bei 
der FPÖ in Wien war. hma I 


Demo in Heiligenstadt 
Raise your Voice! 


Seit mehreren Wochen treffen sich in 
Heiligenstadt jeden Sonntag Nazis und 
rechtsoffene Bürger innen, um unter 
dem Motto „Ein Licht für Deutschland“ 
ihr Bild der deutschen Nation zu betrau- 
ern. Am 15. und 29.11. wurden dabei 
Gegendemonstrant innen von offenbar 
gezielt herumstreifenden Nazigruppen 
massiv körperlich angegriffen. Mehrere 
Menschen wurden an ihrem Auto mit 
Pfefferspray attackiert, eine Person wur- 
de von 20 Nazis mit Holzlatten durch die 
Stadt gejagt. Die Staatsgewalt zeigt kei- 
ne Bereitschaft etwas gegen diese An- 
griffe zu unternehmen und sieht die 
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Schuld bei den Betroffenen. Alle, die 
sich als antifaschistisch verstehen, kön- 
nen und dürfen ein solches Aufbäumen 
rechter Gewalt in ihrer direkten Umge- 
bung nicht akzeptieren. Inzwischen sind 
auch im Eichsfeld über 1000 Geflüchtete 
untergebracht, die sich tagtäglich mit der 
Angst vor rassistischen Übergriffen kon- 
frontiert sehen. Gerade unter den Um- 
ständen von immer offener auftretendem 
gesellschaftlichem Rassismus ist es 
wichtig, sich allen Äußerungen rechter 

Gewalt entschlossen entgegenzustellen. 
Deshalb gibt es am 13.12. um 17 Uhr 
eine antifaschistischen Demo gegen die 
„Ein Licht für Deutschland“-Kundgebung. 
Die Basisdemokratische Linke Göttin- 
gen ruft alle antifaschistisch und antiras- 
sistisch gesinnten Menschen dazu auf, 
am 13.12. nach Heilbad Heiligenstadt zu 
kommen und die „Ein Licht für Deutsch- 
land“-Kundgebung unmöglich zu ma- 
chen. Lasst uns den Nazis zeigen, was 

wir von ihrer Trauer halten! 

Quelle: http://www.nds-fluerat.org 
3.12.2075 0 


„Schluss mit den 
Nazitreffen!” in Eschede 


Für den 19.12.2015 rufen wieder die im 
Netzwerk Südheide organisierten Grup- 
pen zu einer Kundgebung in Eschede 
auf. Angemeldet ist die Veranstaltung 
vom DGB Nord-Ost Niedersachsen. 
Nachdem viermal in Folge keine 
„Wintersonnwendfeier“ bei Joachim 
Nahtz stattfand, wurde letztes Jahr diese 
unsägliche Tradition wieder aufgenom- 
men. Scheinbar war die Hilfe der „Ka- 
meraden“ für das „Brandopfer“ Nahtz 
unter Federführung von Manfred Börm, 
Vorsitzender des NPD Unterbezirks Hei- 
de-Wendland, so erfolgreich, dass nun 
auf dem bisher vollgerümpelten Gelände 
von Nahtz wieder gefeiert werden kann. 
Und dabei handelt es sich nicht um 
harmloses Weihnachtswichteln! 
Beispielhaft sei erwähnt, dass erst die- 
ses Jahr bei dem Sommerpendant der 
Sonnwendfeier u. A. Udo Pastörs anwe- 
send war. Pastörs ist Chef der NPD-Frak- 
tion im Schweriner Landtag und war 
zeitweise NPD-Bundesvorsitzende. Er 
hält schon mal Vorträge über eine ver- 
meintliche „Überfremdung Deutsch- 
lands“ und schwadroniert über „Asylbe- 
trüger“. Er meint seinen Eindruck bestä- 
tigt gefunden zu haben, dass den Flücht- 
lingen ein Übermaß an sozialer Fürsorge 
zuteilwerde. Lt. Eigendarstellung der 
NPD auf deren Internetseite hielt Pastörs 
im Sommer dieses Jahres in Eschede eine 
Rede, in der er u. a. behauptet, dass er 
immer wieder Angriffe auf „unsere Hei- 
mat durch Drittstaaten‘ ausmacht und zu 
diesen „Angreifern“ zählt er auch die 
Flüchtlinge, die er ebenfalls It. NPD-In- 


ternetseite als „Zivilokkupanten zur Zer- 
störung der biologischen Grundlagen un- 
seres Volkes“ betitelt. Weiter wird auf der 
Internetseite diese Rede wie folgt be- 
schrieben: „Er schloss mit dem Auftrag 
an jeden Einzelnen, im Kampf um unsere 
Heimat „der Funke zu sein, aus dem die 
Flamme sprüht.‘“ In Anbetracht dessen, 
dass im Jahr 2015 202 Delikte gegen 
Flüchtlingsunterkünfte registriert wur- 
den, darunter 22 Gewaltdelikte wie Kör- 
perverletzungen und eben auch Brand- 
stiftungen, sollten uns solche Aussagen 
hellhörig machen. Das Celler Forum ge- 
gen Gewalt und Rechtsextremismus be- 
tont, dass es wichtig ist nicht locker zu 
lassen im Widerstand gegen die Naziakti- 
vitäten auf Hof Nahtz und weiterhin ge- 
nau darauf zu achten, was dort passiert. 
„Wir wollen den Nazis ihre Ruhe neh- 
men, damit sie nicht ungestört sind, wenn 
sie sich treffen, vernetzen und ihre Ideo- 
logie immer weiter geben. Es reicht! Je- 
des Nazitreffen ist eines zu viel!“, so 

heißt es im Aufruf des Celler Forums. 
Am 19.12.2015 um 14.00 Uhr - Treff- 
punkt Eschede, Kreuzung Am Dorn- 

busch / Zum Finkenberg 

Quelle: Pressemitteilung des Celler 
Forums gegen Gewalt und Rechtsextre- 
mismus Celle 03.12.2015 


GIDA-Trojaner 


„Die sogenannte GIDA-Bewegung gerät 
immer deutlicher unter rechtsextremen 
Einfluss. Nach Einschätzung der Bun- 
desregierung kann bei GIDA-Veranstal- 
tungen in sechs Bundesländern ‚eine 
rechtsextremistische Steuerung oder 
Einflussnahme festgestellt werden‘“, so 
Ulla Jelpke unter Berufung auf die Ant- 
wort der Bundesregierung auf eine Klei- 
ne Anfrage. Jelpke weiter: 

„Unter rechtsextremem Einfluss stehen 
nach Regierungsangaben die GIDA-Bewe- 
gungen in den Bundesländern Berlin, Nord- 
rhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt, Thürin- 
gen, Mecklenburg-Vorpommern und Bay- 
ern. Sachsen ist in der Aufzählung interes- 
santerweise nicht enthalten, obwohl der 
Bundesinnenminister vor wenigen Wochen 
-sogar zu Recht — geäußert hat, die Dresdner 
Pegida werde von „knallharten Rechtsextre- 
misten‘“ geführt. ... Die Bekämpfung von 
Rassisten darf man auf gar keinen Fall dem 
Verfassungsschutz überlassen. Dessen Unfä- 
higkeit — oder Unwilligkeit — zeigt sich 
schon darin, dass er nur solche GIDA-Auf- 
märsche erfasst, deren Akteure sinnbildlich 
schon die Hakenkreuzfahne schwenken. Die 
geistigen Brandstifter hingegen, die durch 
ihre Hasstiraden erst das Klima schaffen, 
das letztlich die tatsächlichen Brandstifter 
gebiert, hat der Inlandsgeheimdienst nicht 
im Blick. Damit wird die GIDA-Bewegung, 
als Sammelbecken des Stammtisch-Rassis- 
mus, auf gefährliche Weise verharmlost.“ 

Ouelle: http://www.ulla-jelpke.de 
02.12.2015 M 


„Der Einsatz stärkt den IS“ 


Rede von Sahra Wagenknecht in der Bundestagsdebatte am Freitag über die 
Beteiligung deutscher Soldaten am Syrien-Krieg 


Bei der bewegenden Trauerfeier vor ei- 
ner Woche in Paris zum Gedenken an die 
Opfer der Terroranschläge wurde das 
Lied /Quand on n’a que l’amour/ des 
großen Chansonniers und Pazifisten 
Jacques Brel gesungen, das in krassem 
Kontrast zur Kriegsrhetorik des französi- 
schen Präsidenten stand. 

„Quand on n’a que l’amour, pour par- 
ler aux canons — Wenn man nur die Liebe 
hat, um zu den Kanonen zu sprechen.“ — 
Das ganze Lied ist eine Hommage an die 
Liebe und an den Frieden und eine klare 
Absage an Gewalt und Krieg. Die Zere- 
monie wurde auch hier in Deutschland 
übertragen. Ich wünschte, Sie alle, die 
heute zustimmen wollen, hätten dieses 
Lied gehört und seine Botschaft verstan- 
den. 

Vor genau drei Wochen sind in Paris 
130 Menschen einem barbarischen Ter- 
rorakt zum Opfer gefallen. Die Täter wa- 
ren nahezu ausschließlich französische 
und belgische Staatsbürger, aufgewach- 
sen in den verwilderten Vorstädten von 
Brüssel und Paris. Und jetzt stellen Sie 
sich hin und sagen, dass wir den IS da- 
durch schwächen und bekämpfen, dass 
wir ebenso unschuldige Menschen, Frau- 
en und Kinder in Rakka und anderen sy- 
rischen Städten, bombardieren und da- 
durch töten. Was ist denn das für ein 
Wahnsinn? Ich frage Sie: In welchem 
Jahrhundert leben wir eigentlich? 

Wenn Sie hier sagen, Sie haben sich 
das gar nicht leicht gemacht und darüber 
nachgedacht und wir, die wir Nein sagen, 
hätten keinen Plan, wie man das anders 
machen kann, dann sage ich: Doch, es 
gibt einen anderen Plan. Es gibt /nur/ ei- 
nen anderen Plan. Krieg macht alles nur 
noch schlimmer. Sie bekämpfen den IS 
dadurch nicht. Sie werden ihn stärken mit 
diesem Einsatz. 

Rakka ist eine Stadt mit 200000 Ein- 
wohnern. Bei den letzten Bombarde- 
ments wurden Krankenhäuser und Schu- 
len getroffen. Es gibt keine offiziellen 
Zahlen über die Opfer, aber man kann 
fest davon ausgehen, dass allein der 
Bombenkrieg der letzten drei Wochen in 
Syrien mehr Zivilisten getötet hat als die 
barbarischen Anschläge in Paris. Und 
auch die Mütter von Rakka weinen um 
ihre Kinder. Auch Bombenkrieg ist Ter- 
ror. (...) 

Der französische Wirtschaftsminister 
Macron hat nach den Anschlägen gesagt, 
die französische Gesellschaft sei „für den 
Nährboden“ verantwortlich, auf dem der 
Terror gedeihen kann. 

(Marcus Held, SPD: Jetzt geht es aber 
los!) 


Gegen das „Gleichheitsversprechen“ — 
alles Zitat Macron — der französischen 
Republik werde tagtäglich verstoßen. 
„Wir haben die sozialen Aufstiegsmög- 
lichkeiten beendet“, sagte er. — Sie be- 
haupten, Sie wollen mit Frankreich soli- 
darisch sein. Ich frage Sie: Mit welchem 
Frankreich? Mit dem der politischen 
Klasse, das auch schon in der Vergangen- 
heit schlimmste Kriege verantwortet hat 
— ich erinnere nur an den in Algerien —, 
oder mit der französischen Bevölkerung, 
die vor allem in Frieden und Sicherheit 
leben will? 

Ich sage Ihnen: Wenn Sie echte 
Freundschaft und echte Solidarität mit 
Frankreich wollen, dann sollten Sie bei- 
spielsweise aufhören, diesem Land über 
Brüssel eine Austeritätspolitik aufzu- 
zwingen, die immer mehr junge Men- 
schen ihrer Zukunft beraubt. Das wäre 
echte Solidarität. Da könnten Sie mal ei- 
nen Schritt vorangehen. 

(Marcus Held, SPD: Unglaublich!) 

Deshalb noch einmal: Es ist eine 
schlichte Lüge, dass dieser Kriegseinsatz 
den IS schwächen wird. Das ist auch der 
Unterschied zum Kampf der kurdischen 
Verbände vor Ort. 

Vielleicht konnte man vor 14 Jahren 
noch glauben, dass sich das Problem des 
Terrorismus durch Bombenkriege lösen 
lässt, aber heute doch nicht mehr nach all 
den Erfahrungen, die gemacht wurden. 
2001 haben Sie entschieden, die Bundes- 
wehr nach Afghanistan zu schicken. Seit 
14 Jahren wird dort ein Krieg geführt, 
dem Tausende Zivilisten und auch über 
50 Bundeswehrsoldaten zum Opfer ge- 
fallen sind. Und was ist das Ergebnis? 
Heute haben die Taliban in Afghanistan 
mehr Rückhalt in der Bevölkerung als je 
zuvor. Dieser ganze Krieg war ein einzi- 
ger großer Fehlschlag. Sie könnten das 
ruhig selbst mal zugeben. 

(Volker Kauder, CDU/CSU: So ein 
Quatsch!) 

2003 ist Bush mit seiner „Koalition der 
Willigen“ in den Irak einmarschiert. Sad- 
dam Hussein wurde gestürzt. Sechs Mo- 
nate später gründete sich der „Islamische 
Staat“, und heute beherrscht er den hal- 
ben Irak. 2011 wurde Libyen bombar- 
diert. Ghaddafi wurde gestürzt. Seither 
herrscht Chaos, und der „Islamische 
Staat“ hat sich auch in Libyen etabliert. 
Und das Gleiche in Syrien. Das Pentagon 
hat doch vor kurzem selbst zugegeben, 
dass diverse islamistische Terrorgruppen 
und anfänglich sogar der IS von den 
USA unterstützt wurden, um Assad zu 
schwächen. Das ist doch die traurige 
Wahrheit: Es war der Westen, und es wa- 


ren vor allem die Vereinigten Staaten, die 
das Monster geschaffen haben, 
(Zurufe von der CDU/CSU und der 
SPD: Oh!) 
das uns alle heute in Angst und Schre- 
cken versetzt. Das ist die Wahrheit; die 
wollen Sie nicht hören. Aber es ist das 
Produkt unserer Kriege, der westlichen 
Kriege in dieser Welt. 
*Zwischenfrage von Dieter Janecek, 
Bündnis 90/Die Grünen:* 
Auch ich werde wie Sie gegen diesen 
Einsatz stimmen. Aber ich frage mich 
doch sehr, ob Sie in Ihrer Argumenta- 
tion nicht etwas einseitig agieren. Sie 
beklagen zu Recht die zivilen Opfer 
bei den Luftschlägen in Rakka. Was ist 
aber mit den Luftschlägen der russi- 
schen Seite, zum Beispiel in der Regi- 
on von Homs? Ich kenne einen syri- 
schen Flüchtling, der genau in dieser 
Region seine Familie hat und darüber 
klagt, dass die russischen Bomber seit 
Mitte September hier massive Einsätze 
mit vielen Opfern fliegen. Dazu kommt 
kein Wort von Ihnen, kein Wort auch 
von Herrn Bartsch in der Debatte letz- 
ten Mittwoch. Sind Sie da auf einem 
Auge blind, dass Sie den Westen für 
alles verantwortlich machen, aber die 
verheerenden Einsätze der Russen 
nicht in diesen Kontext stellen? 


*Sahra Wagenknecht:* 
(...) Selbstverständlich sind diese Opfer 
genauso tragisch wie die Opfer der 
Bomben der Franzosen, wie die Opfer 
der Bomben der Amerikaner, wie die 
Opfer aller anderen Bomben. Dieser 
Bombenkrieg ist das falsche Mittel. 
Bomben schaffen keinen Frieden, egal 
ob sie von Russland, egal ob sie von den 
USA, egal ob sie von Frankreich abge- 
worfen werden. Das haben wir überall so 
gesagt. Ich habe gestern auf einer De- 
monstration hier vor dem Reichstag ge- 
sprochen, zu der wir mit eingeladen hat- 
ten. Ich habe dort genau das Gleiche ge- 
sagt. Es ist doch unehrlich: Sie klatschen 
und sagen, dass diese Opfer falsch sind — 
das ist auch in die Presse gekommen, 
aber Sie stimmen heute einem Militär- 
einsatz zu, der ganz viele weitere Opfer 
mit sich bringen wird. Das ist doch ein- 
fach verlogen. Wenn Sie gegen Bomben 
sind und wenn Sie die russischen Bom- 
ben verurteilen, dann reichen Sie, bitte 
schön, nicht mit Ihren „Tornados“ die 
Hand dafür, dass dort andere Bomben 
fallen und Zivilsten töten. Das wäre kon- 
sistent, das wäre konsequent. 

Dann hätte ich auch Respekt vor Ih- 
nen. 


:antifaschistische nachrichten 25-2015 3 


(Volker Kauder, CDU/CSU: Wir wollen 
keinen Respekt von Ihnen!) 

Natürlich: Ich weiß sehr gut, dass As- 
sad ein Diktator ist, der sein Land brutal 
unterdrückt. Aber ich weiß genauso gut, 
dass es in Washington noch nie um De- 
mokratie und Menschenrechte ging, 
wenn in selbstherrlicher Arroganz darü- 
ber entschieden wurde, welche Diktato- 
ren dieser Welt gestützt und hochgerüstet 
und welche Diktatoren destabilisiert und 
gestürzt werden sollen. Es ging doch bei 
all diesen Kriegen nie um etwas anderes 
als um Gas, um Öl und um Einflusssphä- 
ren. Für solche Ziele haben mittlerweile 
1,3 Millionen Menschen mit ihrem Le- 
ben bezahlt. 

(Henning Otte, CDU/CSU: Alles Kli- 
schees!) 

Klischees? 1,3 Millionen Menschenle- 
ben, und Sie reden von Klischees? Dieser 
Zwischenruf kann doch wohl nicht Ihr 
Ernst sein! Ich finde das wirklich unge- 
heuerlich. 

(Matthias Ilgen, SPD: Sie sind ungeheu- 
erlich!) 

Es waren diese Kriege, die den Nahen 
und Mittleren Osten in einen Brandherd 
verwandelt haben, aus dem heute Millio- 
nen Menschen um ihres nackten Überle- 
bens willen fliehen. Es ist ein großes Ver- 
sagen der europäischen Politik, den USA 
bei ihren Kriegen viel zu lange die Hand 
gereicht und den Rücken freigehalten zu 
haben. 

2001, als der sogenannte Krieg gegen 
den Terror begann, gab es weltweit eini- 
ge 100 international gefährliche Terroris- 
ten. Heute, nach 14 Jahren des sogenann- 
ten Antiterrorkrieges, sind es Hunderttau- 
sende. Wollen Sie, dass es Millionen 
werden? Dann müssen Sie genau so wei- 
termachen und die Spirale aus Krieg und 
Gewalt immer weiter antreiben. 

Im Jahr 2000 kamen weltweit 3000 
Menschen bei Terroranschlägen ums Le- 
ben. Im letzten Jahr waren es schon 
30000. Sie wissen ganz genau, dass Sie 


Aber es war 


Die 86-jährige Regisseurin und Dreh- 
buchautorin Marceline Loridan zieht in 
einem Brief an ihren Vater Bilanz. Sie 
erinnert sich ihres Tagebuchs, in dem sie 
ihre innersten Gedanken vor der Depor- 
tation festhielt. Mit 15 wurde sie mit ihm 
kurz vor der Befreiung nach Auschwitz 
verschleppt. Er kam auf dem Todes- 
marsch um, ihr half sein Vertrauen zu 
überleben. Ihre Fröhlichkeit habe sie be- 
wahrt, „trotz allem, was uns widerfahren 
ist“. 

Sie verspürt den Verlust, ihr steht seine 
letzte Botschaft vor Augen, auf einem 
beschriebenen Papierstückchen, hinein- 
geschmuggelt ins Frauenlager über den 
Lagerelektriker. Für Tomate und Zwie- 
bel, die er ihr bei ihrer letzten Begegnung 
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mit der heutigen Entscheidung natürlich 
auch die Anschlagsgefahr in Deutschland 
erhöhen. Nein, ich sage Ihnen: Wer den 
IS wirklich schwächen will, der muss ihn 
von Waffen, Finanzen und Nachschub an 
neuen Kämpfern abschneiden. 

Das heißt, er muss die Courage haben, 
den Terrorpaten unter Ihren vermeintli- 
chen Verbündeten, also der Türkei und 
den Saudis, endlich das Handwerk zu le- 
gen. 

Es ist doch ungeheuerlich, dass der Öl- 
schmuggel über die türkische Grenze bis 
heute nicht unterbunden ist und jede 
Nacht 100 neue Dschihadisten — zurzeit 
sind es noch mehr — diese Grenze über- 
queren, die den Nachschub des IS bilden. 
Ich finde, statt Syrien zu bombardieren, 
sollten Sie lieber mal Erdogan dazu brin- 
gen, endlich sein falsches Spiel zu been- 
den. Es ist übrigens auch dieser Erdogan, 
der die kurdischen Gruppen, die dort 
wirklich tapfer kämpfen, bombardiert, 
nicht zuletzt auch mit deutschen Waffen. 
Das ist doch der Skandal. Das ist die gan- 
ze Verlogenheit dieser Politik. 

Hören Sie auf, Waffen an Saudi-Ara- 
bien und Katar zu liefern! Wir legen heu- 
te einen Entschließungsantrag zum sofor- 
tigen Stopp der Waffenexporte an Saudi- 
Arabien, Katar, die Türkei und die 
Kriegsregion vor. Wer diesem Entschlie- 
Bungsantrag seine Stimme verweigert, 
der soll bitte nie wieder von sich behaup- 
ten, er wolle den islamistischen Terror 
schwächen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
SPD) 

Das ist dann nämlich wirklich pure 
Heuchelei. 

Wer heute zustimmt, der führt 
Deutschland in einen Krieg mit völlig 
unkalkulierbaren Eskalationsgefahren, 
(Volker Kauder, CDU/CSU: Es reicht 
Jetzt! — Gegenruf Katja Kipping, Die 
Linke: Nein, es reicht noch lange nicht! 
— Wolfgang Gehrcke, Die Linke: Das 
müssen Sie sich schon anhören, Herr 


Leere 


auf dem Weg zur Krematoriums-Baustel- 
le zustecken konnte, nahm sie die Schlä- 
ge des SS-Aufsehers in Kauf. Sie erin- 
nert sich des erbitterten Kampfs ums 
Überleben, den sie mit ihrer Tätigkeit in 
der Kleiderkammer und dem Beerdi- 
gungskommando gewann. 

Sie ging auf Transport, über Bergen- 
Belsen nach Theresienstadt, wo sie von 
der Roten Armee befreit wurde, von dort 
zurück nach Bollene. Nach ihrer Rück- 
kehr suchte sie Überlebende ihrer Fami- 
lie, in ihren Gedanken durchlebt sie 
Auschwitz stets aufs Neue. Ihre nächsten 
Angehörigen erlebten eine kurze Früh- 
lingszeit, verstarben aber schon sehr früh. 
Bindeglied blieb der Vater. 

Die amtliche Todeserklärung machte 


Kauder!) 

in einen Krieg, für den es kein Mandat 
der Vereinten Nationen gibt, der völker- 
rechtswidrig ist und klar dem Grundge- 
setz widerspricht; denn weder Frankreich 
noch Deutschland werden in Rakka und 
Aleppo verteidigt. (...) 

Nehmen Sie doch endlich zur Kennt- 
nis, was die sogenannten Antiterrorkriege 
wirklich gebracht haben. Krieg ist Terror, 
der neuen Terror hervorbringt. 

(Volker Kauder, CDU/CSU: Sind die 
zehn Minuten immer noch nicht um?) 

Ich sage Ihnen: Das ist so, als wollten 
Sie Papst Julius III. bestätigen, der schon 
im 16. Jahrhundert gesagt hat — 

(Volker Kauder, CDU/CSU: Das ist doch 
schon länger als zehn Minuten!) 

Ich bin gleich am Ende. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD 
— Zurufe von der CDU/CSU: Bravo! — 
Na endlich!) 

Sie wollen das nicht hören, aber Sie 
werden es noch öfter hören müssen, weil 
dieser Krieg leider lange dauern wird. — 
Es ist, wie gesagt, so, als wollten Sie 
Papst Julius III. bestätigen, der schon im 
16. Jahrhundert gesagt hat: „Wenn Ihr 
wüsstet, mit wie wenig Aufwand von 
Verstand die Welt regiert wird, so würdet 
Ihr Euch wundern.“ Aber eine hochge- 
rüstete Welt mit Atomwaffen kann es 
sich nicht leisten, ohne Verstand regiert 
zu werden; denn das ist einfach zu ge- 
fährlich. Deshalb wird die Linke heute 
geschlossen gegen diesen Kriegseinsatz 
stimmen. 

(Matthias Ilgen, SPD: Sie haben es ein- 

fach nicht verstanden! — Katrin Göring- 

Eckardt, Bündnis 90/Die Grünen: Das 

war eine Katastrophe! Wirklich beschä- 
mend!) 

Den Artikel finden Sie unter: 

http:/fwww.jungewelt.de/2015/12- 

05/013.php 

(c) Junge Welt 2015 

http://www. jungewelt.de 


seinen Tod so endgültig. Sie versucht es 
in einem Film einzufangen. Vergeblich 
bemüht sich Marceline Loridan, bei ei- 
nem Besuch in Auschwitz verlorene Spu- 
ren wiederzufinden. Alles kam in ihr 
wieder hoch. Aber es war Leere. Paris 
wird ihr Lebensmittelpunkt, sie setzt sich 
ein für ein gemeinschaftliches Zusam- 
menleben. Raimund Gaebelein 

Quelle: Der Bremer Antifaschist, Zei- 

tung des Landesverbandes Bremen der 

VVN-BdA 

Marceline Loridan-Ivens, Und Du bist 
nicht zurückgekommen, Insel Verlag, 
Berlin 
2015, 110 S. 15 Euro, ISBN 978-3- 
45817-660-2 


Angekündigte Aussagen im NSU- 
Prozess - und was macht Gerlach? 


Aus der ersten angekündigten Aussage 
von Zschäpe ist nichts geworden. Ange- 
kündigt für den 11.11.2015, platzte die- 
ser Termin wegen eines Befangenheits- 
antrages der Verteidigung Wohlleben. 
Dieser war nicht nur — wie die anderen 
Befangenheitsanträge zuvor — offen- 
sichtlich unbegründet, sondern derartig 
filibusterhaft ausgearbeitet und mit lan- 
gen Sitzungsunterbrechungen vorberei- 
tet, dass von vornherein der wesentliche 
Zweck die Verhinderung der Aussage 
Zschäpe am 11.11.2015 war. 

Konnte man zunächst vermuten, dass 
Wohlleben überhaupt die Aussage Zschä- 
pes nicht passte, so offenbarten die Vertei- 
diger allerdings, dass sie bereits seit Sep- 
tember von den entsprechenden Plänen 
wussten. So bleiben im Prinzip 3 Varianten: 
1. Die Verteidigung Wohlleben wollte 

Einfluss auf den Inhalt der Erklärung 

nehmen und benötigte dafür Zeit oder 
2. die Erklärung Zschäpe war inhaltlich 

noch gar nicht fertig aber Herr Grasel 
traute sich nicht, dies dem Senat mit- 
zuteilen oder 
3 die graue Eminenz hinter Rechtsan- 
walt Grasel, Rechtsanwalt Borchert, 
wollte unbedingt die Erklärung verle- 
sen, konnte aber am 11.11. nicht. 
Nun warten wir also für die Verhandlun- 
gen ab dem 8.12. 2015 auf die Aussagen. 
Wenn sich Herr Maaßen (Präsident des 
Bundesamt für Verfassungsschutz) für 
die Opfer viel von der Aussage erhofft, 
so hat er offenbar immer noch keine Ah- 
nung von der Ideologie des NSU. Dass 
die Aussage von Frau Zschäpe nicht von 
Wahrheitsliebe getragen sein wird, son- 
dern einzig und allein von dem Versuch, 
ihre Haut zu retten oder ihr Bild in der 
Öffentlichkeit zu revidieren, scheint 
doch auf der Hand zu liegen. Wenn Frau 
Zschäpe mit irgendjemandem außer sich 
selbst der Familie Eminger und ihren 
Katzen Mitleid hätte, hätte sie schon vor 
vier Jahren reden können. Herr Maaßen 
könnte aber auch selbst was für die Op- 
fer tun, und rückhaltlos alle Unterlagen 
zum NSU vollständig freigeben. 


Wird Zschäpe sich wirklich 
befragen lassen? 


Wirklich erstaunlich war am 10.11.2015 
die Erklärung von Rechtsanwalt Grasel, 
Frau Zschäpe werde sich zwar durch den 
Senat, nicht aber durch die Nebenkläger 
befragen lassen. Wir sind gespannt, wie 
Herr Grasel oder die Verteidigung 
Zschäpe von dieser Erklärung wieder 
herunterkommen wird. Allein die Befra- 
gung des Mitangeklagten Carsten Schul- 
ze, der tatsächlich umfassend ausgesagt 
hat, dauerte mehrere Tage (und bei ihm 


ging es nur um einen Komplex), würde 
sich Frau Zschäpe vom Gericht und ins- 
besondere vom Vorsitzenden Richter tat- 
sächlich zu allen Anklagepunkten befra- 
gen lassen, so stände das Programm für 
die nächsten 2 bis 3 Monate fest. Es er- 
scheint aber ausgeschlossen, dass Frau 
Zschäpe dies dann tatsächlich will und 
durchhalten könnte. Ob sie die Erklä- 
rung einfach widerruft oder nach der 
Methode Merkel vorgeht (‚In dieser 
Pressekonferenz dürfen jetzt 4 Fragen 
gestellt werden.“) wissen wir nicht. Viel- 
leicht äußert sie sich aber auch nur zu 
einzelnen Anklagepunkten und will dann 
auch nur dazu Fragen beantworten. Wir 
gehen aber davon aus, dass eine Befra- 
gung, bei der Frau Zschäpe sich jeweils 
mit ihrem Anwalt zurückzieht und dieser 
dann antwortet, sicherlich vom Gericht 
nicht akzeptiert würde. 


Wie nah bleibt Wohlleben bei der 
Wahrheit? 


Interessanter ist da schon die Ankündi- 
gung einer Aussage durch den Ange- 
klagten Wohlleben, der selbst seine Er- 
klärung abgeben und sich anschließend 
befragen lassen will. 

Nun darf der Angeklagte im Strafpro- 
zess lügen, so dass er selten damit rech- 
nen kann, dass das Gericht an seinen Lip- 
pen hängt. Billigt man einer solchen Er- 
klärung einen Beweiswert zu, so ist die- 
ser natürlich bei einer vom Angeklagten 
selbst abgegebenen Erklärung höher als 
bei einer von den Verteidigern verlese- 
nen. Ohne Zweifel erhöht die Bereit- 
schaft des Angeklagten, sich von allen 
Verfahrensbeteiligten befragen zu lassen, 
seine Glaubwürdigkeit. 

Dass Wohlleben sich wahrscheinlich 
Fragen zu den rechtsradikalen Strukturen 
verweigern wird, haben seine Verteidi- 
ger/in bereits angekündigt: „Die Verteidi- 
gung wird jedoch bei Fragen, die nicht 
zur Sache gehören, sondern lediglich der 
Befriedigung von Szenevoyeurismus die- 
nen, von ihrem Beanstandungsrecht Ge- 
brauch machen“. Gibt es aber nicht. Da 
der Angeklagte ohnehin nicht antworten 
muss, kann er auch Fragen an ihn nicht 
beanstanden, er kann allerhöchstens er- 
klären, dass er bestimmte Fragen nur 
dann beantworten will, wenn das Gericht 
sie für sachdienlich hält. Allerdings ge- 
hen wir davon aus, dass auch das Gericht 
einige Fragen zur „Szene“ stellen wird. 

Der geschickte Angeklagte macht es 
so, wie es der Vorgesetzte dem Verfas- 
sungschützer Temme empfahl: „Mög- 
lichst nah an der Wahrheit bleiben“. An- 
ders als bei Zschäpe, die ihre ganze Zeit 
im Untergrund umdichten müsste, kann 


und wird sich Wohlleben auf drei Fragen 

konzentrieren: 

— hat er überhaupt an der Übergabe von 
Waffen mitgewirkt, wie Schulze und 
Gerlach behaupten? 

— wusste er etwas von einer Pistole mit 
Schalldämpfer? 

— konnte er ahnen, dass das Trio Men- 
schen umbringt? 

Seine Stärke, dass er sich nur in diesen 

Punkten von der Wahrheit entfernen 

muss, ist natürlich auch sein Schwäche, 

weil gerade in diesen Punkten wahr- 
scheinlich keine weiteren Beweismittel 
zur Verfügung stehen. So wird man wohl 
die Erklärung seiner Verteidigerin und 
seiner Verteidiger verstehen müssen, in 
der es heißt: „Aus prozessualen Gründen 
war es notwendig, diesen Schritt zu ge- 
hen, da über Beweisanträge allein wich- 
tige Tatsachen nicht in das Verfahren 
eingeführt werden können.‘ Gäbe es an- 
dere Beweismittel für die zentralen 

Punkte der Einlassung des Angeklagten, 

könnte dieser weiter schweigen. Man 

wird dann eher mit Beweisanträgen 
rechnen müssen, die im Randgeschehen 

Schulze und Gerlach unglaubwürdig 

machen sollen. 

Carsten Schulze, der Wohlleben mas- 
siv belastet hat, wird sicherlich durch 
eine Erklärung von Herrn Wohlleben 
nicht unglaubwürdig gemacht werden 
können. Dafür hat er sich viel zu sehr 
selbst belastet. Wäre es Schulze nur da- 
rum gegangen, seine eigene Haut zu ret- 
ten, hätte er geschwiegen und es ist zwei- 
felhaft, was dann zur Herkunft der Mord- 
pistole hätte festgestellt werden können. 


Für Gerlach wird es eng 


Anders hingegen Holger Gerlach. Dieser 
hatte zu Beginn des Prozesses versucht, 
sich mit einer flauen Erklärung davon zu 
stehlen und hat seitdem schweigend die 
Verhandlung verfolgt. Seine Geschichte 
über den Ausstieg aus der Szene im Jah- 
re 2004 platzte in der Verhandlung vom 
25.11.2015 an Hand von Auswertungen 
seines Handys und Computers. Hier be- 
gann bereits die (Alt-) Verteidigung 
Zschäpe, sich auf Holger Gerlach einzu- 
schießen. Die Erklärung von Wohlleben 
lässt darüber hinaus erwarten, dass auch 
er erhebliche belastende Tatsachen über 
Gerlach erzählen wird. 

Gerlach, der zu Beginn des Verfahrens 
im Zeugenschutzprogramm war, dann 
aber wegen seiner weiteren Tätigkeit in 
der rechten Szene daraus entlassen wur- 
de, scheint noch ehesten der Angeklagte 
zu sein, auf den Zschaepe und Wohlleben 
sich einschießen. Bisher konnte er hof- 
fen, dass entsprechend einer früheren 
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Haftentscheidung des Bundesgerichtsho- 
fes nur die Unterstützung einer kriminel- 
len Vereinigung (nicht terroristischen) an 
ihm hängen bliebe (er hat eingeräumt, 
dass er davon ausgegangen sei, dass das 
Trio Banküberfälle macht, nicht aber 
Morde). Doch der Schritt zur (angeklag- 
ten) Unterstützung einer terroristischen 
Vereinigung oder gar zur Beihilfe zum 
Mord ist klein. Und wenn Wohlleben 
und/oder Zschäpe Gerlach erheblich be- 
lasten und dies glaubhaft erscheint, wird 
der Druck auf eine Äußerung von seiner 
Seite erheblich werden. Es könnte nicht 
einmal ausgeschlossen werden, dass Ger- 
lach dann erneut in Haft kommt. 

Auch ohne die Aussagen von Wohlle- 
ben und Zschäpe spricht alles dafür, dass 
Gerlach erheblich mehr wusste, als er im 
Prozess oder in früheren Vernehmungen 
eingeräumt hat. Schließlich war er — ne- 
ben dem Angeklagten Eminger — die ent- 
scheidende Vertrauensperson für das 
Trio, seine Lebensumstände wurden ab- 
gefragt und „upgedated“, damit Uwe 
Böhnhardt mit Ausweispapieren und der 
Identität von Gerlach unbehelligt leben 
konnte. Noch im Sommer 2011 hatte 
Gerlach einen neuen Ausweis in Hanno- 
ver für Böhnhardt machen lassen, den 
Frau Zschäpe dann bei ihm abgeholt hat. 


Für die Wahrheitsfindung wäre es sicher- 
lich hilfreich, wenn durch Aussagen von 
Zschäpe und Wohlleben der Druck auf 
Gerlach so erhöht wird, dass er Weiteres 
von seinem Wissen preisgeben muss. 
Umgekehrt: Würde er trotz massiver Be- 
lastungen durch Zschäpe und/oder Wohl- 
leben nicht doch noch reden, so wäre 
dies ein zusätzliches und erhebliches In- 
diz dafür, dass Gerlach bei jeder weiteren 
Aussage befürchtet, erhebliche zusätzli- 
che Straftaten einräumen zu müssen, 
dass er deshalb besser nicht „zurück- 
schlägt“. 


Der „Idealist” schlägt der 
„Wahrheit eine Gasse” 


Die Erklärung seiner Anwältin und An- 
wälte ist aber noch in der unkritischen 
Solidarisierung mit Wohlleben bemer- 
kenswert. 

„Der Wahrheit eine Gasse: Ralf Wohl- 
leben wird sein Schweigen brechen.“ 

Ist die Erklärung überschrieben. Ob 
Herr Wohlleben mit seiner Aussage der 
Wahrheit oder der Lüge eine Gasse 
schlägt, kann eigentlich nur beurteilen, 
wer dabei war, die Anwälte eher nicht. 
Wer solche „Vorfreisprechung“ in die 
Welt hinausposaunt, sollte sich über eine 
Vorverurteilung nicht beschweren. Am 


Ende der Verteidigererklärung heißt es 
fett gedruckt: 

„Herr Wohlleben ist seinen Idealen und 
politischen Überzeugungen treu geblie- 
ben und wird dies auch in Zukunft blei- 
ben.“ 

Nicht die wahrsagerische Qualität die- 
ser Aussage interessiert hier, sondern die 
Abgabe dieser Erklärung durch die Ver- 
teidiger in ihrem eigenem Namen und 
nicht etwa im Sinne von: 

„Herr Wohlleben erklärt, er sei seinen 
Idealen ....“ 

Eine solche Erklärung von Anwaltssei- 
te setzt voraus, dass die Anwälte die frü- 
heren Ideale des Herrn Wohlleben ken- 
nen, einschließlich seiner politischen 
Überzeugungen, dass sie diese auch für 
„Ideale“ halten und gut beurteilen kön- 
nen, dass Herr Wohlleben diesen „treu 
geblieben“ sei. Mit einem Wort: Letztlich 
identifizieren sich die Verteidiger mit den 
„Idealen“ des Herrn Wohlleben. Mal se- 
hen, ob Herr Wohlleben seine „Ideale“ 
erklärt. Vielleicht kommt er dabei auch 
auf die griffigen „NSDAP-Wochensprü- 
che“ zurück, die man auf seinem Compu- 
ter gefunden hat. 

Eberhard Reinecke I 


NPD beim 2. Versuch in Bad 
Fallingbostel erfolglos 


Nazi-Szene bekommt lokalen Ableger 


Bad Fallingbostel. Auch der 2.Versuch 
der NPD am 14.11.15 wieder eine Kund- 
gebung unterm Titel „Asylflut stoppen“ 
durchzuführen, war nicht grad erfolg- 
reich. Die fast 15 FaschistInnen mussten 
ihre Kundgebung in einer durch Polizei- 
fahrzeuge zugestellten Ecke durchfüh- 
ren. Sie waren dort isoliert. 6 bis 8 Leute 
der neuen NPD-SymathisantInnengrup- 
pe aus Bad Fallingbostel begrüßten erst 
die NPDler persönlich und drückten sich 
dann meist nahe der Nazi-GegnerInnen 
rum. Die DGB-Kundgebung in der Nähe 
war Sammelpunkt für AntifaschistInnen. 
Als die NPD-Lautsprecher hörbar wur- 
den, unterbrach der DGB die eigenen 
Kundgebungsreden. 130 AntifaschistIn- 
nen überquerten die Straße, stellten sich 
vor die Polizeisperre und pfiffen und rie- 
fen laut, so dass die NPD-Reden unge- 
hört blieben. Die Polizei drängte die 
Nazi-GegnerlInnen nicht weg. 

Wie schon beim 1.Versuch der NPD 3 
Wochen zuvor, veranstaltete das Bürger- 
meisterinnen-Bündnis „für Fremden- 
freundlichkeit‘‘ 150 Meter entfernt vor 
der Kirche eine weitere Kundgebung. 
Wie inzwischen zu erfahren war, hatte 
die Bürgermeisterin das erst entschieden, 
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als sie von der angezeigten DGB-Kund- 
gebung erfuhr. Während von den De- 
monstrierenden manche zur Kirchen- 
kundgebung gingen, kamen von dort 
Neugierige und beteiligten sich am 
Krach-machen gegen Nazis. Auf dem 
Kirchberg versammelten sich etwa 120 
Menschen. Geflüchtete schilderten dort 
ihre Situation und es gab einige Reden 
der CDU-Landtagsabgeordneten Pieper, 


»insam gegen rechte 


der konservativen parteilosen Bürger- 
meisterin und anderen. 

Bei ihrer ersten Kundgebung am 
24.10.15 hatte die NPD ca. 20 Beifall 
klatschende EinwohnerInnenn aus Bad 
Fallingbostel — solange, bis der lautstarke 
antifaschistische Widerstand alles über- 
tönte. 2 neue NPD-Freunde aus Bad Fal- 
lingbostel hielten NPD-Transparente. Bei 
der großen EinwohnerInnenInfo-Veran- 


Hetze 7 
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Solidarität mit Fü 


Love Music. Hate Fascısm 


Mit „Lucha Amada ll — Love music. 
Hate fascism“ erscheint am 05.12.2015 
der zweite Benefiz-Sampler des Musik- 
kollektivs Lucha Amada auf dem Bre- 
mer Label Jump Up Records. 

Alle Erlöse aus dem Verkauf werden 
an antifaschistische Gruppen und Initiati- 
ven gespendet. Unter anderem geht ein 
Teil an NSU Watch NRW und an die Ini- 
tiative in Gedenken an Oury Jalloh. 

Wie schon der erste 2011 erschienene 
Sampler ist auch dieser wieder eine Dop- 
pel-CD und erscheint im besonders auf- 
fälligen Buchformat. Im Booklet be- 
leuchtet der Journalist Bernard Schmid 
die aktuelle Lage in einem nach Rechts 
rückenden Europa. 

Das Cover wurde exklusiv gestaltet 
von Carlos Undergroove aka Dabunker. 

Musikalisch orientieren sich die beiden 
CDs am Reggae & Ska, schielen aber 
verspielt zum Cumbia, Raggamuffin, 
Rap, Chanson, Dub, Punk und sogar zum 
Dupstep. 

So international(istisch) die Ausrich- 
tung des Samplers, ist auch die Musik- 
auswahl. Vertreten sind hier Bands und 
Acts aus Lateinamerika und — wie zu- 
meist bei Lucha Amada — dem vornehm- 
lich südlicheren Europa, wobei hier mit 
Dubioza Kolektiv auch eine Band aus 
Bosnien-Herzegowina dabei ist. 

Weitere Acts sind Ana Tijoux aus Chi- 
le, Massilia Sound System aus Marseille, 
99 Posse aus Neapel, Panteön Rococö 
aus Mexico-City oder Sergent Garcia. 

Thematisch passend gibt es — auch als 
Hommage an ihn und alle Opfer faschis- 
tischer Übergriffe — ein Lied des grie- 
chischen Rappers Killah P, der 2013 von 
einem Mitglied der neo-faschsitischen 
Partei „Goldenen Morgenröte“ ermordet 


ANTIFA-SOLI 
DOPPEL CD 
COMPILATION 
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GEGEN DEN WACHSENDEN 
RASSISMUS IN EUROPA 


T.A. MIT MASSILIA SOUND SYSTEM, ESNE BELTZA, 

FERMIN MUGURUZA, SERGENT GARCIA, 99 POSssE, 
DUBIOZA KOLEKTIV, RAGGABUND, WATCHA CLAN 
PANTEON ROCOC6, LENGUALERTA, ANA TIIOUX 


JUMP-UP.DE LUCHAAMABA.BLOGSPORT.DE 
wurde, sowie eine Ghetto 84-Version von 
„All you fascists bound to lose“, im Ori- 
ginal von Woodie Guthrie. 

Carmel Zoum verweist mit dem Song 
„Oury Jalloh“ auf einen dunklen Teil 
bundesdeutscher Gegenwart (Oury Jalloh 
verbrannte 2005 in einer Dessauer Poli- 
zeizelle, soll sich angeblich — obwohl an 
den Händen gefesselt — selbst angezündet 
haben, nicht nur Gutachter aus England 
und Kanada bezweifeln diese offizielle 
Version). 

Raggabund widmen den Song „Refu- 


gee‘“ allen Geflüchteten und kritisieren 
darin den gesellschaftlichen sowie staat- 
lichen Rassismus und ihre Institutionen 
(wie die Grenzschutzagentur Frontex). 

LaTwal liefern eine wunderschöne 
Neuinterpretation des antifaschistischen 
Partisanen-Liedes‘Shtil di nakht“, und 
HK & Les Saltimbanks aus Lille sind mit 
ihrer antirassistischen Hymne „On läche 
rien“ vertreten. 

Karne Murta rocken mit einer tollen 

Version von „Armagideon Time“, wel- 
ches im Original von Willi Williams, be- 
kannter jedoch in der Version von The 
Clash ist; Lengualerta aus Mexico-Stadt 
taucht mit seinem Aufruf „No 
border/alarma“ in den Drum’n’Bass ein, 
und die Zompa Family aus Perpignan 
gibt gleich zwei neue, bisher unveröf- 
fentlichte Songs zum Besten, unter ande- 
rem eine Hommage an den Anarchisten 
Buenaventura Durruti. 
Eine exklusive Version des Watcha 
Clan-Klassikers „Quinto regimento“, re- 
mixed von der Dub-Legende Zion Train, 
eine exklusive Coverversion des Negu 
Gorriak-Hits „Bi doberman beltz‘“ von 
Esne Beltza, ein neuer Song von Fermin 
Muguruza sowie ein neues Stück von 
Desechos aus Madrid runden die beiden 
abwechslungsreichen, nie langweilig 
werdenden CDs ab. 

Die gesamte Trackliste steht unter: 
http://www.jumpup.de/NEU-IMPOR- 
TE/Lucha-Amada-Il-love-music-hate- 
fascism-Doppel-CD-im-Buchformat- 
VOE-05-12-2015.html 

38 Songs in über 140 Minuten gegen 
den wachsenden Rassismus in Europa. 


Love Music. Hate fascism! 


staltung mit Ministerpräsident Weil und 
450 Menschen am 4.11.15 mischten sich 
die neuen Fallinger Nazis und die NPD- 


Führer Ingo Helge und Matthias Behrens 
darunter und nutzten die Gelegenheit als 
„besorgte Bürger‘ gegen Geflüchtete zu 


polemisieren. Anschließend fand in einer 
nahen Kneipe ein Verbrüderungstreffen 
zwischen NPD-Führern und den schein- 
bar „Besorgten“ statt. 

Die AntifaschistInnen der DGB-Kund- 
gebung am 14.11.15 wurden von etlichen 
Fallingbosteler PassantInnen beschimpft, 
beleidigt und aus einem Pkw individuell 
gefilmt, während Geflüchtete aus Afgha- 
nistan sich für diese Proteste bedankten. 
Zum 2. NPD-Kundgebungsversuch 
konnte die NPD deutlich weniger Kame- 
radInnen mobilisieren, aber auch die Ge- 
genveranstaltungen waren viel schlechter 
besucht. 

In den nahen Kasernen in Oerbke und 
Bad Fallingbostel am Truppenübungs- 
platz leben inzwischen 4200 Geflüchtete. 
Die von manchen befürchtete Kriminali- 
tät gibt es laut Polizei schlicht nicht. 

Heide Bothe I 
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Fortsetzung von Seite 1 


le rigoros ab. Am Sonntag Abend verkün- 
dete LR-Chef und Ex-Präsident Nicolas 
Sarkozy, es werde weder einen Kandida- 
tenrückzug noch Listenverbindung mit 
der Sozialdemokratie geben, man ziehe 
die eigenen Kandidaturen überall durch. 
Ihm widersprachen Vertreter/innen des 
moderaten Flügels wie Nathalie Koscius- 
ko-Morizet („NKM“); diese wurden je- 
doch am Montag Mittag im Parteivor- 
stand haushoch überstimmt. 

Die regierende Sozialdemokratie ver- 
kündete hingegen noch am Sonntag 
Abend den Rückzug ihrer Listen in Nord- 
ost- und in Südostfrankreich. Auch im 
„großen Osten“ (Elsass, Lothringen und 
Champagne-Ardennen) wollte die Partei- 
führung die, mit circa 16 zu 26 Prozent 
gegenüber den Konservativen unterlege- 
ne, Liste ihrer Partei aus dem Rennen neh- 
men. Doch den ganzen Montag über wei- 
gerte sich ihr dortiger Spitzenkandidat 
Jean-Pierre Masserret, dieser Anordnung 
seines Parteivorsitzenden Jean-Christophe 
Cambadelis Folge zu leisten. Er gebe, er- 
klärte Masseret dazu, den bis im Jahr 2012 
regierenden Konservativen eine Mit- 
schuld am Aufstieg des FN. Unter ande- 
rem durch ihre ideologische Radikalisie- 
rung, unter Nicolas Sarkozy hatte die re- 
gierende Rechte 2007 etwa ein „Ministeri- 
um für nationale Identität“ geschaffen — es 
verschwand 2010 wieder —, hätten die bür- 
gerlichen Rechten Wasser auf die Mühlen 
des FN gelenkt. Aus Sicht der Parteifüh- 
rung erhöht die Präsenz dreier statt zweier 
Listen in der Stichwahl hingegen die 
Wahrscheinlichkeit, dass der Spitzenkan- 
didat des FN gewählt werden könnte. 

Florian Philippot, er ist auch Vizevor- 
sitzender der Partei, erhielt dort gut 36 
Prozent. Er gilt als Mann der Hinwen- 
dung des FN zu „sozialen“ und wirt- 
schaftlichen Themen, eher als ein Anhän- 
ger rassistischer Klassiker. Doch im 
Wahlkampf warb er zuletzt gezielt damit 
für sich, er werde alle Geldzahlungen für 
Migranten einstellen und sie „für ältere 
Menschen umwidmen“. Im Zuge der 
„Migrationskrise“ ab August/September 
2015 hatte sich dieses Thema in der ge- 
samten Partei als absolut beherrschendes 
Motiv durchgesetzt. 

In dieser Hinsicht hatte Marine Le Pen 
erhebliche Aufmerksamkeit erregt, als sie 
in einem Beitrag für die Regionalzeitung 
La Voix du Nord (mit Sitz in Lille, der 
Hauptstadt jener Region, wo sie antritt) 
am 10. November 2015 polarisierende 
Formulierungen wählte. Unter der Rubrik 
„Gesundheitspolitik“ führte sie dort fol- 
gende Gesichtspunkte aus: Sie werde 
„Jegliche bakterielle Einwanderung an- 
prangern und ausmerzen“. Denn, so fuhr 
sie fort, „die Krankenhäuser sehen sich 
einem alarmierenden Anstieg anstecken- 
der außereuropäischer Krankheiten aus- 
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gesetzt, welcher mit dem Zustrom von 
Migranten zusammenhängt“. Sie werde 
jedoch „diese Gefährdung der Gesundheit 
unserer Landsleute nicht hinnehmen“. 
Damit stieß sie ziemlich direkt in das 
Horn eines im Kern rassenbiologisch ar- 
gumentierenden Diskurses, der „Auslän- 
der“ oder Minderheiten mit „Krankheiten 
am Volkskörper‘“ gleichsetzt. Zwar ist 
nicht von der Hand zu weisen, dass es 
eine Zunahme von Krankheiten interna- 
tionalen Ursprungs in manchen Kliniken 
gibt, welcher jedoch — betrachtet man das 
reale, doch relativ unbedeutende mate- 
rielle Problem — viel mehr auch mit inter- 
nationalem Warenaustausch und mit Mas- 
sentourismus zusammenhängt als mit Zu- 
wanderung. Für eine/n Vertreter/in des 
Front National ist es jedoch nichts Neues, 
auf der Klaviatur des rassenbiologisch 
unterfütterten Diskurses über „Krankheit 
am Volkskörper“ zu schwadronieren. So 
hatte Marine Le Pens Vater und Vorgän- 
ger im Parteivorsitz, Jean-Marie Le Pen, 
in ähnlicher Weise vor allem im Zeitraum 
1987/88 über HIV-infizierte Menschen 
als Problemkörper für die Volksgesund- 
heit geschwafelt und gewettert. Und 1992 
verglich er die von ihm so genannten Alt- 
parteien (respektive franZösisch: partis de 
l’etablissement) auf der Linken und auf 
der Rechten mit „der Wahl zwischen 
AIDS und Syphilis“. Auch hier also bio- 
logisierende Krankheitsmetaphern ohne 
Ende. Aus dem Munde von Marine Le 
Pen hat es sich also, angesichts ihrer lang- 
jährigen Vorgeschichte an der Seite ihre 
Vaters, keinesfalls um einen irgendwie 
unschuldigen „Ausrutscher“. 


Profil & Hintergründe 


Die soziale Demagogie wurde in den 
letzten Jahren, unter anderem bei Marine 
Le Pen und Philippot, ansonsten zu ei- 
nem der Schlüsselthemen in der Partei. 
Doch seit dem Frühjahr 2015 und dem 
Stress mit dem Altvorsitzenden Jean-Ma- 
rie Le Pen, den man im August 2015 
nunmehr definitiv aus der Partei drängte, 
ist diese Linie zunehmend unter inner- 
parteilichen Druck geraten. 

Jean-Marie Le Pen wurde zwar nun- 
mehr der Stuhl vor die Tür gesetzt. Er rief 
jedoch zur Wahl der Listen des FN (sogar 
ausdrücklich auch zur Wahl jener seines 
frühren innerparteielichen Intimfeinds 
Philippot) auf. Und er verspottete am 
Sonntag Abend den konservativen Kandi- 
daten Christian Estrosi — Gegenkandidat 
seiner Enkelin Marion Marechal-Le Pen 
— durch eine Videobotschaft bei Twitter, 
wo man ihn mit orthodoxen Juden tanzen 
sieht. 

Altfaschist Jean-Marie Le Pen oppo- 
niert nicht nur dagegen, dass seine Partei 
sich offiziell vom Antisemitismus (zu- 
gunsten eines vor allem anti-muslimi- 
schen Diskurses) verabschiedete. Er be- 


zeichnete die verfolgte etatistische Linie 
in der Wirtschaftspolitik auch als „links- 
lastig“. Dies lieferte wiederum die Steil- 
vorlage für konservative Spitzenpolitik, 
die dem FN gar vorwarfen, in wirtschaft- 
licher Hinsicht „linksradikal“ zu sein. In- 
folgedessen erfolgten seit dem Sommer 
2015 wirtschaftsliberale Kurskorrekturen 
bei den Auftritten von Marine Le Pen. 

Nichtsdestotrotz behielt die Parteiche- 
fin Aspekte starker sozialer Demagogie 
bei. Am Montag, den 7. Dezember 2015 
zieh sie etwa ihren konservativen Gegen- 
kandidaten in Nordostfrankreich, den frü- 
heren Arbeitsminister Xavier Bertrand, er 
wolle mit seinen Vorschlägen zur Kondi- 
tionierung von Sozialhilfe (RSA) „eine 
Jagd auf Arme“ eröffnen. Eine ebensol- 
che betrieb jedoch Marine Le Pen in ihren 
zurückliegenden Wahlkämpfen immer 
wieder. Eines der Schlüsselelemente ihres 
Präsidentschaftswahlprogramms von 
2012 war etwa „die Bekämpfung von So- 
zialbetrug“, die es neben der Verdrängung 
von Einwanderern erlauben würde, sozia- 
le Belange für die hart Arbeitenden zu fi- 
nanzieren. 

Die Wählerschaft des FN im Norden 
und im Süden Frankreichs ist nicht iden- 
tisch. Im Nordosten und in der Picardie 
bildet vor allem das durch die regierende 
Sozialdemokratie, deren Regierungspoli- 
tik bis hin zur Karikatur Kapitalinteressen 
unterworfen ist, hinterlassene politische 
Vakuum jenen Raum, den der FN erfolg- 
reich füllt. Viele WählerInnen kommen 
hier aus den sozialen Unterklassen, oft 
wählten sie früher einmal eine der Links- 
parteien. Anders sieht es in Südostfrank- 
reich aus. Dort unterstützt eher eine Mi- 
schung früherer Algeriensiedler (pieds 
noirs) an der Mittelmeerküste, an die 
Sonne gezogenen wohlhabenden Rent- 
nern und reaktionären Mittelständlern den 
FN, vor dem Hintergrund nostalgischer 
Erinnerung an die Kolonialkriege. Beide 
Wählerschichten sind theoretisch nur 
schwer mit ihren jeweiligen Interessen 
unter einen Hut zu bringen. Faktisch hält 
die Mischung zusammen, so lange der 
FN den Einen und den Anderen verspre- 
chen kann, die Krise im eigenen Land auf 
Kosten der Ausländer und des Auslands 
zu lösen. 


Zu einigen Zügen des Wahlkampfs 


Am Ende könnte die so oft wiederholte 
Vorhersage vielleicht noch zur self fulfil- 
ling prophecy geworden sein, also in Tei- 
len selbst zu ihrer Erfüllung beigetragen 
haben.. „Nach den Attentaten befindet 
der Front National sich in einer Stärk- 
eposition“, so lautete die Hauptschlagzei- 
le der Pariser Abendzeitung Le Monde in 
ihrer Ausgabe vom 25. November 2015. 
Der Titel bezog sich natürlich auf die 
Terrorattacken in Paris vom 13. Novem- 
ber, die mindestens 130 Tote und 350 
Verletzte forderten. „Die Attentate bilden 


ein Doping für den FN“ — mit dieser Ti- 
telschlagzeile legte die Boulevardzeitung 
Le Parisien am 26. Oktober d.J. nach. 

In jedem Falle trugen solche Über- 
schriften, die an allen Zeitungskiosken 
prangten, dazu bei, dass man sich vieler- 
orts an den Gedanken eines weiteren Auf- 
stiegs der rechtsextremen Partei gewöh- 
nen konnte. 

Zwischen den Pariser Mordanschlägen 
und der Stichwahl vom kommenden 
Sonntag, den 13. Dezember d.J. liegt ge- 
nau ein Monat. Eine Zeit, die kurz genug 
ist, um mit einer Auswirkung auf die 
Wahlergebnisse rechnen zu können. Zu- 
mal in einer ersten Zeit nach den Attenta- 
ten der (Vor-)Wahlkampf ausgesetzt wur- 
de. Le Parisien interviewte dazu die 
25jährige Parlamentsabgeordnete Marion 
Marechal-Le Pen — eine Nichte der Par- 
teivorsitzenden Marine Le Pen -, die 
Mühe hatte, sich in ihrem Triumphalis- 
mus zurückzuhalten. 

Es stimme, führt die junge Juristin 
aus, dass die wahlpolitische Dynamik 
des Front National durch die mörderi- 
schen Attentate zugenommen habe: 
„Ganz einfach deswegen, weil das Rea- 
litätsprinzip für uns spricht: wir hatten 
Recht über die Notwendigkeit der Be- 
wahrung von Grenzen, wie darin, den 
Kampf gegen den radikalen Islam zur 
Priorität zu erheben. Also profitieren wir 
von der Situation.“ Um den Gedanken 
im letzten Satz auszudrücken, benutzte 
Marion Marechal-Le Pen eine Rede- 
wendung (tirer son Epingle du jeu), die 
nicht direkt ins Deutsche übersetzt wer- 
den kann, aber sinngemäß nahe an dem 
Gedanken liegt, seine Schäfchen ins 
Trockene zu bringen. Um nicht allzu di- 
rekt den Eindruck zu erwecken, die ex- 
treme Rechte freue sich in Wirklichkeit 
— aus politischen Gründen - über die Bi- 
lanz der Attentate, fügt die Abgeordnete 
dann im Nachsatz noch hinzu: „Ohne 
den Zynismus so weit zu treiben, einen 
Vorteil daraus schöpfen zu wollen. Es ist 
nur eine Feststellung.“ Trauer hört sich 
allerdings anders an. 

Der Front National nahm seinen Wahl- 
kampf offiziell am 23. November 2015 
wieder auf, mit einer Veranstaltung von 
Marine Le Pen in Amiens. Die regierende 
Sozialdemokratie dagegen sagte weiter- 
hin alle öffentlichen Veranstaltungen bis 
nach der nationalen Trauerfeier am 27. 
November d.J. offiziell ab (hielt aller- 
dings auf den Wahlkampf bezogene Tref- 
fen in Privatwohnungen ab). Viel Zeit für 
Vorwahldebatten blieb damit also nicht 
übrig. Auch der inhaltliche Charakter des 
Wahlkampfs hatte sich nun verändert. 
Absolut im Vordergrund stand nunmehr 
nämlich die Thematik „Innere Sicherheit“ 
respektive „Terror“. 

Das ist einerseits menschlich verständ- 
lich, nach dem Grauen von Paris, und an- 
dererseits dennoch politisch vollständig 
irrational. Denn die Regionen haben im 


französischen Staatsaufbau — verglichen 
mit den deutschen Bundesländern — nur 
begrenzte Vollmachten, und die Ausrüs- 
tung und die Augabendefinition von Poli- 
zei oder Nachrichtendiensten zählen nicht 
dazu. Diese werden ausschließlich auf na- 
tionaler Ebene geregelt. Regulierungs- 
spielraum haben die französischen Regio- 
nen dagegen im Bereich der öffentlichen 
Transportmittel, in Teilen der Bildungs- 
politik (vor allem bei der beruflichen 
Fortbildung sowie bei der Instandhaltung 
von Schulgebäuden, die schulischen 
Lehrprogramme sind dagegen eine zen- 
tralstaatliche Aufgabe), im Wohnungsbau 
und zum Teil im Umweltschutz sowie bei 
der Kulturförderung. 

Debatten zu diesen Themen bewegten 
die Wählerinnen und Wähler schon vor 
den Attentaten nicht sonderlich. Die fran- 
zösische Gesellschaft hat sich in den letz- 
ten Jahren weitgehend entpolitisiert: Un- 
mut über die allgemeine wirtschaftliche 
Lage, die vermeintliche Ohnmacht der 
politischen Klassen und die Bilanz der 
bisherigen Links- wie Rechtsregierungen, 
aber auch das — im Vergleich zur Vergan- 
genheit — schwache Vertrauen in Gewerk- 
schaften und soziale Bewegungen spielen 
zusammen. Es bleibt die Möglichkeit, ein 
Votum abzugeben, das in erster Linie „Ihr 
kotzt mich alle an!“ bedeute, wie Le 
Monde es am 07. November 2015 resü- 
mierte. Unter dem Titel „Eine vergiftete 
Wahlkampagne“ ließ die Zeitung damals 
mehrere Wahlkämpfer zu Wort kommen, 
die konstatierten, dass die Stimmbürger 
sich kaum noch für ihre Inhalte interessie- 
ren. Den konservativen Abgeordneten 
Thierry Solere zitierte sie mit folgender 
Beobachtung über das Stimmverhalten 
vieler Menschen, wie es sich aus seiner 
Sicht darstelle: „Ich wurde in meinem 
Auto vom Radar geblitzt? Ich wähle FN! 
Meine Frau betrügt mich? Ich wähle FN! 
Meinem Unternehmen geht es nicht gut? 
Ich wähle FN!“ 

Wenige Tage später kamen dann noch 
die Attentate hinzu. Seitdem hatte die Ter- 
rorproblematik großen Platz auch in der 
angeblichen Wahldebatte eingenommen, 
auch wenn über dieses Thema am 6. und 
13. Dezember 2015 gar nicht wirklich ab- 
gestimmt wird. In einer Umfrage für Le 
Parisien unter Einwohnerinnen und Ein- 
wohner der Pariser Großregion Ile-de- 
France nannten etwa 52 Prozent der Be- 
fragten das Thema „Terrorismus“ als 
wichtigstes Thema für ihre Region. Es 
rangierte deutlich vor allen anderen The- 
men — seien es der Erhalt und die Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen (33 %), der Um- 
weltschutz (17 %) oder, trotz manifester 
Wohnungsnot gerade im Pariser Raum, 
die Frage des Wohnungsbaus (von 14 % 
aufgezählt). Dies versprach ein weitaus 
eher ideologisch bestimmtes oder sym- 
bolpolitisch aufgeladenes, denn ein von 
rationalen Sachentscheidungen diktiertes 
Wahlverhalten. 


Der Pariser Raum ist, aufgrund der so- 
ziologischen Zusammensetzung der Be- 
völkerung — begonnen bei einer Flucht 
der Unterklassen aus dem überteuerten 
Zentrum, während der FN in sozialen Un- 
terklassen überdurchschnittliche Wähler- 
anteile aufweist, bis zur relativ starken 
ethnischen „Durchmischung“ — in den 
letzten Jahren kein leichtes Pflaster für 
den FN. Dennoch stiegen die Wahlab- 
sichten für seinen Spitzenkandidaten 
Wallerand de Saint-Just auch hier bis auf 
25 Prozent. Allerdings erhielt die Liste 
unter de Saint-Just dann am Wahlabend 
„nur“ gut 18 %. Die Pariser Region bleibt 
also politisch in dieser Hinsicht ein Son- 
derfall, welcher für den Front National 
eher ungünstig ausfällt. 

Noch wesentlich stärker punkten konn- 
ten bereits bei Umfragen vor dem Wahl- 
tag Marine Le Pen in Nordostfrankreich, 
die dort selbst als Spitzenkandidatin in 
der neuen Großregion Nord-Pas de Ca- 
lais-Picardie antritt, und Marion Mare- 
chal-Le Pen in Südostfrankreich. Beiden 
wurden je 40 bis 41 Prozent der Stimmen 
vorhergesagt. Insofern waren die Wahler- 
gebnisse tatsächlich auch konform zu den 
Stimmabsichten in den Vorwahlumfra- 
gen. 

Vor allem Parteichefin Marine Le Pen 
werden wirklich realistische Chancen zu- 
erkannt, die nächste Regionalpräsidentin 
in Nordostfrankreich zu werden. Auch 
nachdem die beiden anderen großen poli- 
tischen Blöcke nun nicht gegeneinander 
antreten, weil die Sozialdemokratie ihre 
Liste in der Region für die Stichwahl zu- 
rückzog. Für einen solchen Falle prog- 
nostierzten Umfragen Marine Le Pen je- 
doch seit längerem dann 52 Prozent der 
Stimmen, gegen 48 für den konservativen 
Ex-Arbeitsminister Xavier Bertrand. Ob 
es nun wirklich so kommt, wird sich dann 
am kommenden Sonntag erweisen müs- 
xen. 

Der Front National wartete im Übrigen 
nur auf eine sich bietende Gelegenheit, 
um einmal mehr die „Altparteien‘“ dafür 
denunzieren zu können, dass sie ohnehin 
keine inhaltlichen Unterschiede mehr auf- 
wiesen und nur ihre Pfründe abzusichern 
suchten — auch, indem sie „widernatürli- 
che‘ Bündnisse eingingen. Besonders in 
dieser von Armut und Entindustralisie- 
rung geprägten Region in Nordostfrank- 
reich, die knapp sechs Millionen Einwoh- 
ner aufweist, kommt eine solche Argu- 
mentation an, vor dem Hintergrund einer 
weitverbreiteten Entfremdung vom politi- 
schen Establishment. Hingegen dürften 
die Wahlchancen von Marion Marechal- 
Le Pen in Südostfrankreich ein bisschen 
stärker dadurch beeinträchtigt werden, 
dass sie nunmehr nur noch eine Liste ge- 
gen sich stehen hat, statt ihrer zwei (die 
Konservativen erhielten im ersten Durch- 
gang rund 28 Prozent, die Sozialdemo- 
kratie gut 15 Prozent). 


Fortsetzung Seite 10 unten 
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Verletzte bei Brand in 
Flüchtlingsunterkunft 


MECKLENBURG-VORPOMMERN. Bei ei- 
nem Brand in einer Flüchtlingsunter- 
kunft in Mecklenburg Vorpommern wur- 
den ein 76-jähriger Mann und ein 14- 
jähriges Mädchen verletzt. Nach ersten 
Ermittlungen haben unbekannte Täter in 
Kellerräumen Feuer gelegt. 

Nach einem Brand in einem Flücht- 
lingshaus in Woldegk in Mecklenburg- 
Vorpommern hat der Staatsschutz die Er- 
mittlungen aufgenommen. Es werde ge- 
prüft, ob Hinweise auf einen politisch 
motivierten Hintergrund vorliegen, teilte 
das Polizeipräsidium Neubrandenburg 
am Dienstag mit. Konkrete Hinweise da- 
rauf gab es demnach zunächst aber nicht. 
Ein Brandspezialist sollte am Dienstag 
den Tatort untersuchen. 

Bei dem Feuer am Montagabend muss- 
ten 35 Menschen ihre Wohnungen verlas- 
sen, darunter zehn Flüchtlinge. Ein 76- 
jähriger Mann und ein 14-jähriges Mäd- 
chen kamen mit Verdacht auf eine Rauch- 
gasvergiftung ins Krankenhaus. Nach ers- 
ten Ermittlungen haben unbekannte Täter 
in Kellerräumen Feuer gelegt. 

Da der Qualm ins Treppenhaus zog, 
war den Bewohnern nach Angaben der 
Polizei der Fluchtweg abgeschnitten. Die 
Feuerwehr musste die Menschen über 
Drehleitern retten. Das Wohnhaus ist den 
Angaben zufolge für unbestimmte Zeit 
unbewohnbar, da Versorgungs- und Ent- 
sorgungsleitungen beschädigt sind. Die 
Stadt Woldegk hat Notunterkünfte zur 
Verfügung gestellt. 

Ouelle: http://www.migazin.de 
25.11.2015 I 


Sprengstoff-Attrappe vor 
geplanter Asylunterkunft 


ZWICKAU. Kurz vor dem Einzug von 
Asylsuchenden in einen ehemaligen 
Baumarkt im sächsischen Zwickau ha- 
ben drei Männer im Alter von 23, 25 und 
31 Jahren eine Bomben-Attrappe am 
Gebäude platziert. Ein Wachmann ent- 
deckte den verdächtigen Gegenstand in 
der Nacht zum Dienstag, wie die Zwick- 
auer Polizei mitteilte. Es habe sich um 
ein „rohrähnliches“ Objekt gehandelt, 
aus dem Drähte ragten. Wie die Staats- 
anwaltschaft dem MiGAZIN mitteilte, 
haben die gefassten Tatverdächtigen ge- 
wusst, dass ab dem 1. Dezember Asylbe- 
werber in das Gebäude einziehen wer- 
den. 

Zur Sicherstellung sowie Untersu- 
chung des bombenähnlichen Gegenstan- 
des kamen die Spezialisten des LKA zum 
Einsatz. Gegen 8 Uhr konnten die Fach- 
männer Entwarnung geben — es handelte 
sich um keine funktionsfähige Rohrbom- 
be, sondern um eine Attrappe. Aufgrund 
des Vorfalls musste eine Straße für eine 
Dauer von drei Stunden gesperrt werden. 

Die drei Tatverdächtigen wurden im 
Umfeld des Gebäudes festgestellt und 
identifiziert. Sie wurden vorläufig festge- 
nommen. Gegen sie ermitteln Kriminal- 
polizei und Staatsanwaltschaft nun we- 
gen der Störung des öffentlichen Frie- 
dens durch Androhung von Straftaten. 
Wie die Staatsanwaltschaft gegenüber 
MiGAZIN weiter mitteilte, sind die Tat- 
verdächtigen bereits früher polizeilich in 
Erscheindung getreten, allerdings nicht 
im rechtsextremen Zusammenhang. 

Experten zufolge werden Straftaten ge- 
genüber Asylbewerbern und ihren Unter- 
künften nicht wie früher von gewaltbe- 


reiten Rechtsextremisten verübt. Viel- 
mehr fühlten sich durch Bewegungen 
wie „Pegida“ auch Menschen aus der 
Mitte zunehmend ermutigt, gegen den 
vermeintlichen Untergang des Abend- 

endlandes zu kämpfen. 
Quelle: http://www.migazin.de 
02.12.2015 I 


Falsche Verdächtigungen 
schüren Flüchtlingshetze 


„Ohne die Spur eines Beweises hat Bun- 
desinnenminister de Maiziere im Okto- 
ber die populistische Mär in die Welt ge- 
setzt, bei über 30 Prozent der syrischen 
Flüchtlinge handele es sich gar nicht um 
syrische Staatsangehörige. Nun stellt 
sich heraus: Im Zeitraum vom 
01.01.2015 bis zum 31.08.2015 wurden 
genau 116 syrische Reisepässe in irgend- 
einer Form ‚beanstandet‘. Das heißt aber 
noch nicht, dass es sich dabei um Fäl- 
schungen handelt — und betrifft im Übri- 
gen gerade einmal 0,2 Prozent der 2015 
bislang gestellten 55.587 Asylanträge 
syrischer Flüchtlinge“, kommentiert 
Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion DIE LINKE, die Antwort 
der Bundesregierung auf die Kleine An- 
frage der Fraktion DIE LINKE „Ergän- 
zende Informationen zur Asylstatistik für 
das dritte Quartal 2015“ (BT-Drs. 
18/6353). Jelpke weiter: 

„Solche haltlosen Unterstellungen sind 
Wasser auf die Mühlen von Nazis, 
Rechtsextremen, AfD & Co. Der Bun- 
desinnenminister sollte sich für seine fal- 
schen Verdächtigungen gegenüber syri- 
schen Flüchtlingen öffentlich entschuldi- 
gen und die Sachlage richtigstellen. Doch 
leider werden auch dann solche einmal in 
Umlauf gebrachte Falschinformationen 
weiterhin die Hetze in den Internetforen 
der Pegida-Anhänger und Islamhasser 


Wahlplatitform 


In ihrem Wahlprogramm, das sie am 23. 
November 2015 in Amiens vorstellte — 
die ursprünglich am 14. desselben Mo- 
nats geplante Präsentation war aufgrund 
der Anschläge verschoben worden — ver- 
spricht Marine Le Pen unter anderem, 
keine schweinefleischlosen Auswahl- 
mahlzeiten mehr in Schulkantinen der 
Region anzubieten. Dies richtet sich na- 
türlich in allererster Linie gegen schul- 
pflichtige Kinder aus moslemischen Fa- 
milien. Alle Subventionen der Region für 
Vereine oder Initiativen, die „Ausländer 
unterstützen“, sollen ersatzlos eingespart 
werden. Ferner sollen die durch die Regi- 
on erhobenene Steuern abgesenkt wer- 
den. 

Während ihr Programm relativ stark 
auf Diskriminierung ausgerichtet ist, be- 
mühte Marine Le Pen sich in ihrem ersten 
Wahlkampfauftritt nach den Attentaten, 
eben am 23. November in Amiens, um 
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eher moderat klingende Töne. Sie war so- 
gar bereit, zwischen Muslimen zu diffe- 
renzieren und ihnen nicht pauschal die 
Attentate anzulasten: „Unser Feind ist 
nicht eine Religion, sondern die sektiere- 
rischen Strömungen, die sich auf sie beru- 
fen: Salafısmus und Wahhabismus.“ 
Umso schärfere Töne schlug sie bereits 
zwei Tage später erneut in Hayange 
(Lothringen) an, wo sie den Spitzenkan- 
didaten für Ostfrankreich Florian Philip- 
pot unterstützte. Le Pen und Philippot 
forderten dort ein sofortiges Ende der Zu- 
weisung von Asylsuchenden an französi- 
sche Gemeinden und eine rabiate Grenz- 
schließung als angebliche Antwort auf die 
Anschläge. Marine Le Pen forderte ferner 
in Interviews auch die Möglichkeit, ver- 
dächtige Migranten noch im laufenden, 
nicht abgeschlossenen Asylverfahren ab- 
schieben zu können. 

Marion Marechal-Le Pen rief ihrerseits 
durch mehrere Interviews Aufsehen her- 


vor. In einem von ihnen erklärte sie am 
21. November 2015 gegenüber der 
rechtsextremen und katholischen Tages- 
zeitung Pr&sent rundheraus, es sei klar, 
„dass Muslime in Frankreich nicht genau 
denselben gesellschaftlichen Stellenwert 
einnehmen können wie die katholische 
Religion“. Am 26. November wurde ein 
anderes Interview bekannt, in welchem 
sie ankündigt, im Falle ihrer Wahl an die 
Spitze der Region werde sie den planning 
familial-Zentren — die Beratung bei 
Schwangerschaftsabbrüchen, aber auch 
bei Verhütungsfragen anbieten — alle öf- 
fentlichen Zuwendungen streichen; aber 
auch Vereinigungen, die für die Rechte 
von Homosexuellen kämpfen. Nach ihren 
Worten ging es Marion Marechal-Le Pen 
dabei darum, „aus der Ideologie heraus- 
zukommen“. Es dürfte nicht die letzte pa- 
radoxe Ankündigung gewesen sein. 
Bernard Schmid, Paris I 


befeuern. Syrische Flüchtlinge brauchen 
unseren Schutz — und keine unhaltbaren 
Verdächtigungen und Anfeindungen 

durch den zuständigen Minister.“ 
Ouelle: http://www.ulla-jelpke.de 
01.12.2015 0 


JoG: Markus Ulbig Abschie- 
beminister 2015 


Am 3.12.2015 wurde Markus Ulbig 
(CDU) im Rahmen eines Gala-Abends 
der Flüchtlingsinitiative Jugendlichen 
Ohne Grenzen (JoG) in Koblenz zum 
Abschiebeminister 2015 gewählt. Den 
Negativpreis erhält der sächsische Innen- 
minister für sein inkonsequentes Vorge- 
hen gegen rassistische Angriffe und An- 
schläge sowie die seit Jahren hohen Ab- 
schiebezahlen im Freistaat. 

Den Preis übergeben junge Flüchtlinge 
heute, Freitag den 4.12.2015 um 10 Uhr, 
im Rahmen eines Gesprächstermins bei 
der Innenministerkonferenz in Koblenz. 

Mit 48 Prozent der Stimmen setzte sich 
Ulbig deutlich gegen Innenminister Frank 
Henkel aus Berlin (29%), Joachim Herr- 
mann aus Bayern (13%), Heinz Schröter 
aus Brandenburg (9%) und Reinhold Gall 
aus Baden-Württemberg (2%) durch. 

Parallel zur Wahl des Abschiebeminis- 
ters wurde der Initaitvenpreis 2015 für 
ehrenamtliches Engament verliehen. 


Den Initiativenpreis 2015 erhielten: 


« Marily Stroux (Hamburg) für ihr jahre- 
langes Engagement für Schutzsuchende 
in Europa — etwa auf der griechischen In- 
sel Lesbos, auf der allein dieses Jahr 
zehntausende Bootsflüchtlinge ankamen 
und von der EU im Stich gelassen wur- 
den. 
« Die Initiative Moabit Hilft (Berlin) für 
ihre Unterstützung hunderter Flüchtlinge 
in Berlin, denen die Stadt die Hilfe ver- 
weigert, die zum Teil obdachlos sind und 
bei Wind und Kälte vor dem Lageso zur 
Registirerung ausharren müssen. 
° Raquel Rempp und Jaafar Marahli 
(Schwetzingen) für ihren Einsatz für den 
syrischen Flüchtling Abbas (17), der von 
Bombensplitter lebensgefährlich verletz 
wurde. Dank ihres Engagement konnte er 
nach Deutschland kommen, operiert wer- 
den und überleben. 

Quelle: JoG — Pressemitteilung vom 

04.12.2015 


Keine Zustimmung zu neu- 
erlichen Asylrechtsverschär- 


fungen! 
BREMEN. Mit großer Sorge verfolgt der 
Flüchtlingsrat Bremen, dass mit immer 
neuen Verschärfungen der Rechtslage die 
Aufnahmebedingungen für Flüchtlinge 
in Deutschland verschlechtert werden. 
Auch der Entwurf des BMI vom 19. 
November dient nicht, wie euphemistisch 
behauptet, einer „Beschleunigung von 


Asylverfahren“, sondern bewirkt einen 
zusätzlichen Ausschluss der Flüchtlinge 
von gesellschaftlicher Teilhabe. 

Wir kritisieren die neuerlichen Vor- 
schläge der Bundesregierung für die mitt- 
lerweile vierte Änderung des Asyl(ver- 
fahrens)rechts in diesem Jahr auf das 
Schärfste: 


Kranke Flüchtlinge sollen durch Ab- 
schiebungsärzte begutachtet wer- 
den 

Die Bundesregierung stört sich daran, 
dass ein Teil der Flüchtlinge zur Begrün- 
dung ihres Verbleibs in Deutschland ge- 
sundheitliche Gründe geltend macht. Im 
Gesetzesentwurf wird daher dekretiert: 
„Es wird vermutet, dass der Abschiebung 
gesundheitliche Gründe nicht entgegen- 
stehen.“ Erkrankungen sollen nur be- 
rücksichtigt werden, wenn der Auslän- 
derbehörde fachärztliche Diagnosen „un- 
verzüglich“ vorgelegt werden. Daraufhin 
angeordneten ärztlichen Untersuchungen 
hat der Betroffene Folge zu leisten. 

2010 hat die Bremer Ausländerbehörde 
zu diesem Zweck Gefälligkeitsgutachten 
von Ärzten eingeholt und auch in Nieder- 
sachsen ist diese Praxis nicht unbekannt. 

„Gerade traumatisierte Flüchtlinge 
müssen geschützt werden und dürfen 
nicht gezwungen werden, sich gegenüber 
amtlich bestellten Abschiebungsärzten zu 
offenbaren.“ (Bremer Flüchtlingsrat) 

Die Bundesweite Arbeitsgemeinschaft 
der Psychosozialen Zentren für Flüchtlin- 
ge (BafF) in Berlin befürchtet: „Gesund- 
heitliche Erkrankungen und psychische 
Störungen werden bagatellisiert.“ Eine 
umfassende Stellungnahme findet sich 
hier: (http://www.baff-zentren.org/ 
news/stellungnahme-m-asylpaket-ii/). 

Zusätzlich sind Abschiebungen wegen 
Residenzpflichtverstößen und die Ausset- 
zung des Familiennachzugs geplant. 

Wir fordern die Bremer Landesregie- 
rung auf, diese Verschärfungen nicht zu 
unterstützen. 

Quelle: http://www.fluechtlingsrat-bre- 

men.de 02.12.2015 M 


DGB Flüchtlingspolitik - 
Spendenaktion gestartet 


Mehr Geld für die Integration von 
Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt und da- 
mit eine Abkehr von der schwarzen Null 
hat DGB-Vorstandsmitglied Annelie 
Buntenbach am Donnerstag in Berlin ge- 
fordert. Der DGB-Bundesvorstand hat 
am Dienstag einen grundsätzlichen Be- 
schluss zur Flüchtlingspolitik gefasst. 
Zudem starten die Gewerkschaften einen 
Spendenaufruf für Flüchtlinge. Annelie 
Buntenbach: „Die Gewerkschaften unter- 
stützen mit ihrer Spendenaktion Flücht- 
linge auf dem Weg in Gute Arbeit und 
Ausbildung. Wir helfen insbesondere un- 
begleitete Minderjährige bei der Suche 
nach einem Ausbildungsplatz. Die Aner- 
kennung von Qualifikationen von Ge- 


flüchteten darf nicht an finanziellen Not- 
lagen scheitern — deshalb engagieren wir 
uns auch hier. 

„Für die Integration in den Arbeits- 
markt ist dringend mehr Geld notwendig. 
Die von der Bundesregierung zusätzlich 
bereitgestellten 250 Millionen im Hartz- 
IV-System reichen bei Weitem nicht für 
die Integration von Flüchtlingen und 
Langzeitarbeitslosen. Die Bekämpfung 
von Langzeitarbeitslosigkeit, von prekä- 
ren Beschäftigungsverhältnissen und Al- 
tersarmut müssen verstärkt werden. Die 
dafür notwendigen finanziellen Mittel er- 
fordern eine Abkehr von dem dogmati- 
schen Festhalten an der ‚Schwarzen Null’. 

Zudem müssen Qualifikationen schnell 
festgestellt, der Zugang zu Spracherwerb 
und hochwertiger Qualifizierung besser 
gesichert werden. Es wäre der grundfal- 
sche Weg, wenn die Geflüchteten in einen 
Arbeitsmarkt 2. oder gar 3. Klasse abge- 
schoben würden. Wir brauchen Wege in 
Gute Arbeit, die den Lebensunterhalt si- 
chert und die sozial abgesichert ist — nur 
dies führt letztlich zu erfolgreicher Inte- 
gration. 

Der DGB ist überzeugt, dass Program- 
me des sozialen und öffentlich finanzier- 
ten Wohnungsbaus massiv ausgebaut 
werden müssen, damit ausreichend be- 
zahlbarer Wohnraum für alle geschaffen 
werden kann. Erforderlich ist auch ein 
Ausbau der öffentlichen Infrastruktur.“ 

Den Beschluss des DGB-Bundesvor- 
stands finden Sie unter: www.dgb.de/- 
/OMZ 

Quelle: Pressemitteilung www.dgb.de 
03.12.2015 M 


Die Mär vom falschen Syrer 


Innenminister de Maiziere beliefert 
Pegida 

Das Pegida-Gerücht, wonach 30 Prozent 
der Flüchtlinge sich als Syrer ausgeben, 
um Asyl zu erschleichen, hat Bundesin- 
nenminister de Maiziere in die Welt ge- 
setzt. Wie sein Ministerium jetzt einräu- 
men muss, ist die Quote der verdächtig- 
ten Falschausweisungen viel kleiner, 
nämlich 0,2 Prozent. 

Im Internet und in Pegida-Kreisen hält 
und verbreitet sich hartnäckig ein Ge- 
rücht. Danach geben sich 30 Prozent der 
Flüchtlinge als Syrer aus, obwohl sie gar 
keine sind. Sie tun das, um Asyl in 
Deutschland zu erschleichen. 

Erstmals in die Welt gesetzt wurde das 
Gerücht von Bundesinnenminister Tho- 
mas de Maiziere. Er hatte das im Septem- 
ber vor einem Millionenpublikum bei 
Maybrit Illner gesagt. Allerdings ist er 
trotz mehrfacher Nachfrage den Nach- 
weis für seine Feststellung schuldig ge- 
blieben. Nicht ohne Grund, wie nun aus 
einer Antwort seines Ministeriums her- 
vorgeht. Denn die Behauptung des Bun- 
desinnenministers ist offenbar komplett 
aus der Luft gegriffen. 
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Auf eine Frage der Linksfraktion im 
Bundestag erklärt die Bundesregierung, 
dass es derzeit „kein belastbares Zahlen- 
material zu Täuschungen über die Staats- 
angehörigkeit bei Asylsuchenden“ gibt. 
Die einzige konkrete Zahl, die das Minis- 
terium nennen kann, ist, dass zwischen 
Jahresanfang und Ende August genau 116 
syrische Reisepässe „beanstandet“ wur- 
den. Das wären etwa 0,2 Prozent der in 
diesem Zeitraum gestellten Asylanträge 
syrischer Flüchtlinge und keine 30 Pro- 
zent. Offen ist hierbei zudem, ob die „Be- 
anstandungen“ stichhaltig sind. 


Linke: Haltlose Unterstellung 


„Solche haltlosen Unterstellun- 
gen sind Wasser auf die Mühlen 
von Nazis, Rechtsextremen, 5 
AfD & Co.“, kommentiert Ulla 
Jelpke, innenpolitische Spre- £ 
cherin der Linksfraktion, die 
nun vorgelegten Zahlen. Sie 
fordert de Maiziere auf, sich für 
die „falschen Verdächtigungen 
gegenüber syrischen Flüchtlin- 
gen“ Öffentlich zu entschuldi- 
gen und die Sachlage richtigzu- 
stellen. „Doch leider werden 
auch dann solche einmal in Um- 
lauf gebrachte Falschinforma- 
tionen weiterhin die Hetze in 
den Internetforen der Pegida- 
Anhänger und Islamhasser befeuern“, so 
die Linkspolitikerin. 
Ouelle: http://www.migazin.de 
04.12.2015 I 


Wir sind überzeugt: „Wir 
können es schaffen!” 


Erklärung von Ehrenamtlichen und Ini- 
tiativen in der Flüchtlingsarbeit in Bay- 
ern anlässlich des bayernweiten Vernet- 
zungstreffens Ehrenamtlicher in der 
Flüchtlingshilfe, organisiert vom Bayeri- 
schen Flüchtlingsrat 

Wir, die Vertreterinnen und Vertreter 
von über sechzig ehrenamtlichen Asylhel- 
ferkreisen und Flüchtlingsinitiativen in 
Bayern haben am 28. November ein ers- 
tes bayernweites Vernetzungstreffen ab- 
gehalten. 

Die freiwillige und ehrenamtliche 
Flüchtlingshilfe ist im vergangenen Jahr 
in einer noch nie dagewesenen Breite 
buchstäblich aus dem Boden geschossen. 
Wir wollen diese Arbeit mit unserem En- 
gagement fortsetzen und womöglich noch 
verbreitern. 

Die schiere Anzahl der Menschen und 
Initiativen — und auch die breite Unter- 
stützung, die diese in der Bevölkerung 
genießen — widerlegt nach unserer festen 
Überzeugung das Gerede von der ‚Über- 
forderung‘ unserer Gesellschaft durch die 
zu uns kommenden Flüchtlinge. 

Natürlich gibt es einzelne Ortschaften 
und Flüchtlingsunterkünfte, die kurzfris- 
tig regelrecht überrannt wurden. Aber 
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auch dort haben aktive Freiwillige mitge- 
holfen, dringend notwendige Hilfe zu 
leisten, statt sich ängstlich abzuwenden. 
Uns ist nicht bekannt, dass Asylhelfer- 
kreise und Flüchtlingsinitiativen massen- 
haft ihre Arbeit einstellen wollen — das 
Gegenteil ist der Fall! 

Wir fordern von der Bayerischen 
Staatsregierung, statt laufend die Gefahr 
der ‚Überforderung‘ zu beschwören und 
Obergrenzen für die Flüchtlinge zu for- 
dern, die aktive Unterstützung der Ehren- 
amtlichen und der Flüchtlinge selbst und 
ein offenes Ohr auch für die konkreten 
Forderungen der Ehrenamtlichen. 


Wir fordern insbesondere von den 
Kommunen die bisher vereinbarten Auf- 
nahmekapazitäten für Asylbewerber end- 
lich zu erfüllen. Leider ist das in etlichen 
Kommunen bisher nicht der Fall! 

Und wir fordern eine landesweite Ini- 
tiative zum sozialen Wohnungsbau, die 
auch Landkreise und Kommunen einbe- 
zieht, damit den anerkannten Flüchtlin- 
gen — aber auch den bereits hier lebenden 
sozial Bedürftigen -— langfristig er- 
schwinglicher Wohnraum zur Verfügung 
steht. 

Quelle: http://www.fluechtlingsrat-bay- 
ern.de 02.12.2015 I 


BAMF versetzt Flüchtlinge in 
Panik 


SCHWERIN — Auch in Mecklenburg-Vor- 
pommern versetzt das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) der- 
zeit asylsuchende Flüchtlinge im laufen- 
den Verfahren mit der Aufforderung in 
Angst und Schrecken, Stellung zu bezie- 
hen zu einem möglichen behördlichen 
Einreise- und Aufenthaltsverbot (gemäß$ 
11 Abs. 7 AufenthG) nach einer Abschie- 
bung. In entsprechenden Anhörungs- 
schreiben der Behörde werden die Be- 
troffenen aufgefordert, innerhalb von 2 
Wochen - bei sog. sicheren Herkunfts- 
ländern innerhalb einer Woche — Gründe 
vorzutragen, die einer solchen Verhän- 
gung entgegenstehen. 

Ulrike Seemann-Katz, die Vorsitzende 
des Flüchtlingsrates Mecklenburg-Vor- 


pommern e.V., bezeichnete dieses Vorge- 
hen des BAMF als völlig inakzeptabel 
und forderte die Leitung der Behörde auf, 
diese Praxis sofort einzustellen, da sie mit 
den Ängsten der Betroffenen spiele. Zwar 
handelt es sich hier um ein Formschrei- 
ben, mit dem das BAMF für Fall einer 
späteren Ablehnung nur vorbaut: Es ist 
für die Behörde nur bei rechtzeitiger An- 
hörung der Betroffenen möglich, Einrei- 
se- und Aufenthaltsverbote zu verhängen. 

Solange das Asylverfahren läuft, hat das 

keinerlei Auswirkungen, und wenn der 

Bescheid positiv ist, natürlich auch nicht. 

Dennoch ist das Vorgehen des BAMF 

empörend, weil die Betroffenen 

natürlich nicht verstehen, warum 
sie noch vor der Entscheidung 
über ihren Asylantrag zu derarti- 
gen Fragen Stellung beziehen 
sollen. Und sie vermuten fälsch- 
lich, es gehe um ihre Abschie- 
bung. Im Übrigen sei es unver- 
ständlich, warum das BAMF die 
begrenzten Ressourcen der Be- 

: hörde für solche Absurditäten 

vergeudet, statt sich auf die Be- 

arbeitung von Asylanträgen zu 
konzentrieren, so Seemann-Katz 
weiter. 

“ Betroffene können und sollten 
Stellung beziehen und dem 
BAME mitteilen, welche außer- 

halb des Asylverfahrens liegenden sonsti- 
gen Gründe noch für einen Aufenthalt im 
Bundesgebiet sprechen, etwa: Bindungen, 
Beziehungen, Arbeit, Krankheiten etc., 
darüber hinaus sollten sie auf weitere 
Gründe verweisen, die im Laufe der Zeit 
— nach Abschluss des Asylverfahrens — 
noch relevant werden könnten, und sich 
weiteren Vortrag vorbehalten. Eine Orien- 
tierung für eine Antwort gibt eine Muster- 
antwort des Flüchtlingsrates, die natürlich 
unter Angabe des Aktenzeichens an die 
jeweils zuständige BAMF-Dependance 
gerichtet werden sollte. 

Ouelle: http://www.fluechtlingsrat-mv.de 

24.11.2015 I 


PRO ASYL fordert Entbüro- 
kratisierung beim BAMF 


Schutzsuchende sind die Leidtragen- 
den der widersinnigen Bürokratie 
beim BAMF 


Anlässlich der bevorstehenden Innenmi- 
nisterkonferenz (IMK) am 3. und 4. De- 
zember warnen PRO ASYL, Jugendliche 
ohne Grenzen und der Arbeitskreis Asyl 
Rheinland-Pfalz vor integrationspoliti- 
schen Fehlentscheidungen. 

Statt kontraproduktiver Maßnahmen, 
die das ohnehin überlastete Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
vollends lahmlegen würden, sind faire 
und zügige Asylverfahren und eine Ent- 
bürokratisierung der Verfahren dringend 
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Roma-Vorsitzender kritisiert Abschiebung in Balkanstaaten 


Der Landesvorsitzende der Sinti und 
Roma in Nordrhein-Westfalen, Roman 
Franz, hat Abschiebungen von Balkan- 
Flüchtlingen in die sogenannten sicheren 
Herkunftsländer scharf kritisiert. Minder- 
heiten wie die Roma fürchteten in Serbien 
oder dem Kosovo „um Leib und Leben“, 
sagte er der Neuen Osnabrücker Zeitung. 
Von menschenwürdigen Zuständen seien 
viele Länder des Westbalkan weit entfernt. 

Franz sieht in den Roma die Verlierer 
der Europäischen Union. Begriffe wie Ar- 
muts- oder Wirtschaftsflüchtlinge seien 
nicht zutreffend. „Wir sprechen von Men- 
schen, die in Pappkartons oder Bretterver- 
schlägen leben müssen“, sagte Franz. In 
vermeintlich sicheren Herkunftsländern 
wie Serbien, Albanien oder dem Kosovo 
drohten den Roma fürchterliche Miss- 
handlungen bei „kriegsähnlichen Verhält- 
nissen“. Männer würden geschlagen, 
Frauen vergewaltigt, „während die Kinder 
auf Müllkippen arbeiten, abgeschnitten 
von jeder ärztlichen Versorgung“. 

Gegen die NRW- Landesregierung erhob 
Franz schwere Vorwürfe. Weil das Land 
weiterhin Menschen abschiebe, müssten im 
Winter viele Menschen in den Westbalkan- 
Ländern auf der Straße schlafen. Mit Kür- 
zungen finanzieller Mittel werde der „frei- 
willige Abgang erpresst“, sagte Franz, der 
auch Mitglied des Zentralrats Deutscher 
Sinti und Roma ist. Er forderte, die soge- 
nannten Rückführungen wenigstens über 
die kalte Jahreszeit auszusetzen. 

Quelle: http://www.migazin.de 
27.11.2015 


Die Roma haben nichts zu 
verlieren 


Kommentar von Marko Knudsen, Direk- 
tor des Europäischen Zentrums für Anti- 
ziganismusforschung, Hamburg 

Europa verfällt wieder den Populisten. 
Es rückt soweit nach rechts wie noch nie 
seit Gründung der EU. Vieles bislang 
Undenkbare wird alltäglich: Rumäni- 
schen und bulgarischen Roma wird die 
Freizügigkeit verweigert und auch den 
Vorschlag, selektive Sonderlager nur für 
Balkanflüchtlinge einzurichten hat die 
Politik in Deutschland bereits gemacht. 

Die Öffentlichkeit setzt die Balkan- 
flüchtlinge oft mit Roma gleich. Das aller- 
dings ist ein Irrtum. Unter den Asylsuchen- 
den aus Albanien zählen die meisten zur 
albanisch sprechenden Bevölkerung. Auch 
unter den Asylsuchenden aus dem Kosovo 
sind Roma eine Minderheit, wenngleich 
ihr Anteil höher ist als unter den Albanien- 
Flüchtlingen. Die Roma flüchten aus die- 
sen Ländern, weil die albanisch sprechen- 
de Mehrheitsbevölkerung sie mit unver- 
hohlenen Drohungen drängt, ihre Sachen 
zu packen und zu verschwinden. 

Etwas anders ist die Zusammensetzung 
der Flüchtlinge aus Bosnien-Herzegowina, 
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Serbien und Mazedonien. Hier dürfte die 
große Mehrheit Roma sein. Diskriminie- 
rung, Ausgrenzung und Perspektivlosigkeit 
machen die Lage für sie dort unerträglich. 
Die Nationalisten hetzen in orchestrierter 
Weise gegen Roma, erklären ihnen die 
Feindschaft, entmenschlichen sie: Es han- 
delt sich um antiziganistische politische 
Verfolgung. „Sicher“ mag es in diesen Län- 
dern für die Angehörigen der Mehrheitsge- 
sellschaft sein — nicht aber für Roma. 

Zu verlieren haben diese Menschen 
dort nichts. Ein sauberes Zelt und regel- 
mäßiges Essen sind schon ein Gewinn. 
Sicher zu sein, dass die eigenen Kinder 
nicht hungern müssen, und sei es nur für 
wenige Monate, ist eine erstrebenswerte 
Aussicht für sie. Wer will ihnen diese 
Menschlichkeit verwehren? Es geht hier 
nicht um Taschengeld, sondern um das 
Überleben von Europäern, deren Vorfah- 
ren während des Zweiten Weltkrieges in 
fast allen europäischen Staaten ausgerot- 
tet werden sollten. 

Die so genannte „Fluchtursachenbe- 
kämpfung‘“ in den Balkanstaaten sieht 
heute so aus, dass abgeschobenen Heim- 
kehrern, die kein Asyl bekommen haben, 
die Reisedokumente abgenommen wer- 
den. So werden sie vor Ort festgesetzt, 
eine erneute Ausreise verhindert. Diese 
Form der Diskriminierung ist eine will- 
fährige Dienstleistung für die EU. 

Was kann getan werden, um den Roma 
in den Herkunftsstaaten tatsächlich zu hel- 
fen? Der Antiziganismus muss verdammt 
werden, genauso wie der Antisemitismus. 
Die Mehrheitsgesellschaften dort müssen 
sich der tagtäglichen Ausgrenzung, die sie 


ausüben, bewusst werden. Nur so ist eine 
rassismus- und diskriminierungsfreie 
Mehrheitsgesellschaft zu schaffen. Sonst 
wird es keine Inklusion geben. 

... All das steht im Übrigen auch den 
Beitrittsambitionen zur Europäischen 
Union entgegen, die all diese Staaten he- 
gen. Um Mitglied der EU zu werden, 
darf ein Staat seine Minderheiten nicht 
diskriminieren — aber wer fragt schon 
nach den Roma? Am Ende ist die EU 
eben doch eher eine Wirtschaftsunion als 
eine der Bürger- und Menschenrechte. 

Das Problem beschränkt sich aber 
nicht auf den Balkan. Dass ein Mahnmal 
in Deutschland für die während der na- 
tionalsozialistischen Schreckensdiktatur 
ermordeten Roma und Sinti erst 70 Jahre 
nach Kriegsende möglich war, spricht 
Bände über die Situation hier. Deutsch- 
land muss den aufflammenden Antiziga- 
nismus hier und europaweit in Gesprä- 
chen auf die Tagesordnung setzen. Im- 
mer wieder muss auf die zwingende Ein- 
haltung der vertraglichen Verpflichtun- 
gen gedrängt werden: Der garantierte 
Schutz der Menschenrechte der europäi- 
schen Minderheit der Roma. ... Aber 
Deutschland könnte noch mehr tun: Es 
könnte eine Antiziganismus-Kommission 
auf europäischer Ebene ins Leben rufen 
oder sich dafür einsetzen, einen europäi- 
schen Kommissionssitz an die Roma zu 
geben. Dieser könnte sich gegen den An- 
tiziganismus in Europa stellen und sich 
um eine Inklusion der Roma bemühen. 

Ouelle: http://www.migration-online.de 
01.12.2015 0 


Liebe Freunde und Förderer des Rom e.V., 
sehr geehrte Damen und Herren, 


gerne würden wir alle (nicht nur) in der 
Vorweihnachtszeit in fröhliche Gesich- 
ter schauen. Was vielen unserer Roma- 
Familien aufgrund der neuen Gesetzes- 
lage jedoch bevor steht, verursacht 
Angst, Traurigkeit, Wut, Hoffnungslo- 
sigkeit. 

Seit Monaten kommen täglich Famili- 
en in unsere Beratungsstelle, die von 
Abschiebung bedroht sind und deren 
Chance auf ein Bleiberecht in Deutsch- 
land schwindet. Um alle rechtlichen 
Möglichkeiten auszuschöpfen wird Geld 
benötigt — für Rechtsanwälte — für Arzte 
— für Fahrtkosten. Manchmal auch 
„nur“, um einer mittellosen Mutter Ba- 
bynahrung und Windeln zu beschaffen. 
Dafür haben wir seit vielen Jahren ein 
Budget, in diesem Jahr ist es zum ersten 
Mal bereits im Herbst mehr als ausge- 
schöpft. 

Hier bei uns gehen ihre Kinder in die 
Kita und zur Schule, manche Väter und 
Mütter haben Arbeit gefunden. Wenn ein 
Familienmitglied krank wird, kann es 
zum Arzt oder ins Krankenhaus gehen. 


Wir wollen nicht nachlassen, die Fa- 
milien vor einer Abschiebung in für 
Roma nicht sichere Länder zu schützen, 
wo ihnen grundlegende Menschenrechte 
verwehrt werden, wo sie keinen Zugang 
zu Arbeit und menschenwürdigem Woh- 
nen, Bildung und Gesundheitsfürsorge 
haben. 

Deshalb sind wir wieder auf ihre/eure 
Spenden angewiesen, aber auch auf Un- 
terstützung bei Demos, durch Leserbrie- 
fe, Briefe an Abgeordnete und andere 
Aktionen. 

Es sollte keine Flüchtlinge 1. und 2. 
Klasse geben. 

Köln, im November 2015 
Rom e.V. / Verein zur Förderung der 
Roma in Köln e.V. 
Spendenkonto: Verein zur Förderung 
der Roma in Köln e.V. Sparkasse Köln- 
Bonn IBAN DE 29 3705 0198 0010 
4426 22 
Als gemeinnütziger Verein können wir 
für Spenden und Mitgliedsbeiträge steu- 
erabzugsfähige Zuwendungsbestätigun- 
gen ausstellen. 
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geboten. Allein in mehr als 75000 Fällen 
warten Asylsuchende länger als ein Jahr 
auf eine Entscheidung des BAMF. Für 
diese Menschen fordern die drei Organi- 
sationen eine Altfallregelung und einen 
sicheren Aufenthaltsstatus, was das 
BAME deutlich entlasten würde. 

Das Vorhaben von Bundesinnenminis- 
ter de Maiziere, wieder Einzelfallprüfun- 
gen für Schutzsuchende aus Syrien einzu- 
führen, ist falsch und integrationspolitisch 
kontraproduktiv. Von dieser Regelung 
wären bis zu 200000 Menschen, die bis 
Oktober eingereist sind, betroffen. Ange- 
sichts der fast 330000 unbearbeiteten 
Asylanträge im BAMF ein widersinniger 
bürokratischer Akt. Das Schriftverfahren 
für Syrer hat sich bislang bewährt, ihre 
Asylgesuche wurden im 3. Quartal zu fast 
100 Prozent anerkannt. Der Umstieg auf 
Einzelfallprüfungen und Anhörungen 
würde zu deutlich längeren Wartezeiten 
als bisher führen. Integration wird so er- 
schwert und der Familiennachzug auf 
Jahre hinaus verzögert. 

Auch die vorgesehene Wiedereinfüh- 
rung von Dublin-Verfahren für syrische 
Flüchtlinge wird zu weiteren Rückstaus 
beim BAMF führen. Zehntausende Syrer, 
Afghanen oder Iraker nach Ungarn oder 
Kroatien zu überstellen, ist dabei weder 
administrativ möglich noch humanitär 
vertretbar — das BAMF sollte seine Kräfte 
stattdessen auf schnelle und faire Asyl- 
verfahren fokussieren. „Alles andere führt 
zum Kollaps und bedeutet eine monate- 
langes und nervenzermürbendes Warten 
für Flüchtlinge“, warnt Günter Burkhardt 
von PRO ASYL. 

Die Pläne der Bundesregierung, Ab- 
schiebungen nach Afghanistan zu forcie- 
ren, lehnen die drei Organisationen ent- 
schieden ab. Die Situation am Hindu- 
kusch ist dramatisch wie noch nie: Das 
Risiko, Opfer einer Entführung, eines At- 
tentats oder einer Gewalttat zu werden, ist 
im ganzen Land weiter gestiegen — so 
auch das Auswärtiges Amt in seinem 
jüngsten Lagebericht. Afghanische 
Schutzsuchende zurückzuführen würde 
sie der Gewalt- und Notsituation auslie- 
fern, der sie entflohen sind. „In Afghanis- 
tan erwarten uns Entführungen, Kämpfe 
und Gewalt. Hier in Deutschland kann ich 
bald eine Ausbildung beginnen, doch jetzt 
habe ich wieder große Angst“, erklärt Ali 
Ahmadi von Jugendliche ohne Grenzen. 
JoG, PRO ASYL und der Arbeitskreis 
Asyl Rheinland-Pfalz einen sicheren Auf- 
enthaltstitel und Integrationsperspektiven 
für afghanische Staatsangehörige. 

Quelle: Pressemitteilung 
http://www.nds-fluerat.org 03.12.2015 I 


Asylobergrenze verstößt 
gegen Grund- und 


Menschenrechte 
BERLIN — In der gegenwärtigen Flücht- 
lingsdebatte mehren sich Stimmen, die 
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eine Obergrenze beim Recht auf Asyl in 
Deutschland verlangen und damit die 
Zahl der Menschen, die in Deutschland 
Zugang zum Asylverfahren erhalten, auf 
eine festgelegte Zahl pro Jahr begrenzen 
wollen. 

Das Deutsche Institut für Menschen- 
rechte hat dazu heute eine Stellungnahme 
veröffentlicht. In der Stellungnahme wird 
dargelegt, dass eine zahlenmäßige Ober- 
grenze beim Recht auf Asyl mit den 
Grund- und Menschenrechten, dem inter- 
nationalem Flüchtlingsrecht wie auch 
dem Recht der Europäischen Union nicht 
vereinbar wäre. 

Eine Grundgesetzänderung, die das In- 
dividualrecht auf Asyl numerisch durch 
die Festlegung auf eine Höchstzahl von 
Schutzberechtigten pro Jahr begrenzt, ist 
unzulässig: Sie würde gegen das Willkür- 
verbot und das rechtstaatliche Gebot ei- 
nes effektiven individuellen Rechtsschut- 
zes verstoßen und fällt damit unter die 
„Ewigkeitsgarantie“ des Artikel 79 
Grundgesetz. 

Auch die Genfer Flüchtlingskonventi- 
on, die Europäische Menschenrechtskon- 
vention und die UN-Kinderrechtskonven- 
tion stehen einer solchen Obergrenze ein- 
deutig entgegen. Deutschland hat sich 
diesen Verträgen mit der Ratifikation völ- 
kerrechtlich unterworfen und ist an sie 
gebunden. Eine nachträgliche Einschrän- 
kung der Verpflichtungen aus den Verträ- 
gen durch Deutschland ist völkerrechtlich 
unzulässig. 

Der einzige rechtliche Weg, sich von 
diesen Verpflichtungen zu lösen, wäre 
eine Kündigung der Menschenrechtsver- 
träge — ein Schritt, der das gesamte Men- 
schenrechtsschutzsystem und Deutsch- 
lands Rolle in der Menschenrechtspolitik 
fundamental erschüttern würde und der 
zudem auch faktisch keine Option dar- 
stellt, da diese Verträge auch die Grundla- 
ge des Grundrechts- und Asylsystems der 
Europäischen Union bilden. 

Deutschland kann hingegen, auch in 
Absprache mit den europäischen Part- 
nern, im Rahmen von Resettlement-Pro- 
grammen oder durch die Vergabe huma- 
nitärer Visa dafür Sorge tragen, dass ein 
bestimmtes Kontingent von Flüchtlingen 
auf sicherem Weg nach Deutschland 
kommt. 

Dies ist grund- und menschenrechtlich 
uneingeschränkt möglich und dient der 
Prävention von Menschenrechtsverlet- 
zungen, weil sich die betreffenden Men- 
schen nicht den Gefahren auf der Flucht 
aussetzen müssen. Der individuelle An- 
spruch auf Zugang zu einem Asylverfah- 
ren für diejenigen, die außer halb solcher 
Aufnahmeverfahren nach Deutschland 
kommen, muss jedoch gewahrt bleiben. 

Quelle: Pressemitteilung http://www.in- 
stitut-fuer-menschenrechte.de 
30.11.2015 I 


Sammeltransporte ins 
Balkan-Abschiebelager 


Rücksichtslosigkeit der Behörden entsetzt 
Regensburg 

Seit Dienstag herrscht in vielen Flücht- 
lingsfamilien in Regensburg die Angst. 
Wer aus Südosteuropa kommt und Asyl 
beantragt hat, soll jetzt ins Abschiebela- 
ger in Bamberg. Die Schreiben der Regie- 
rung von Oberfranken, erstellt am 27.11., 
wurden den Flüchtlingen gestern und vor- 
gestern von den Hausmeistern übergeben. 
Sammeltermin für den Bustransport ins 
Lager ist am heutigen Donnerstag. Wer 
nicht bereitsteht, so die Behörde, werde 
morgen von der Polizei abgeholt. Neben 
Regensburg und der Oberpfalz wurden 
auch Fälle aus Oberfranken bekannt. 

Nicht nur Unterstützer und Sozialbera- 
tung, auch Anwälte und selbst das Verwal- 
tungsgericht Bayreuth halten dieses Vor- 
gehen für skandalös. Ein Regensburger 
Anwalt hat alleine in acht Fällen einen 
einstweiligen Rechtsschutz beantragt; 
Dutzende Anträge stapeln sich inzwischen 
bei der 3. Kammer des Verwaltungsge- 
richts Bayreuth. Die von heute auf morgen 
erfolgte Anweisung lasse einen vernünfti- 
gen Rechtsschutz nicht zu, so die Kritik 
mehrerer beteiligter Instanzen an der Pra- 
xis der Behörden. Die Regierung ignoriert 
mit ihren Schreiben geflissentlich den 
Einzelfall. Eine siebenköpfige Familie, 
bei der die Mutter mit Krebs im Kranken- 
haus liegt, bekommt die Umzugsaufforde- 
rung ebenso wie Familien mit behinderten 
oder kranken Kindern. 

In Regensburg greifen die Proteste ge- 
gen die Rücksichtslosigkeit der Regierung 
um sich. Es werden Überlegungen ange- 
stellt, wie Flüchtlinge vor dem zwangs- 
weisen Transport ins Abschiebelager ge- 
schützt werden können. Das Verwaltungs- 
gericht Bayreuth hat inzwischen schon 
signalisiert: dort, wo einstweiliger Rechts- 
schutz gegen diese Schreiben eingelegt 
wurde, werde dem auch stattgegeben. 
Diese Familien sollen zunächst in Regens- 
burg bleiben dürfen.,Der Bayerische 
Flüchtlingsrat protestiert aufs Schärfste 
gegen diese menschenverachtende Behör- 
denpraxis. Flüchtlinge werden ohne jegli- 
che Rücksicht auf den Einzelfall von heu- 
te aus morgen aus ihrem Umfeld gerissen. 
In Bamberg sollen sie dann schnellstmög- 
lich abschiebefertig gemacht werden, eine 
gründliche Prüfung des Schutzbedürfnis- 
ses und jegliche Menschlichkeit bleiben 
dabei auf der Strecke“, kommentiert Ste- 
phan Dünnwald vom Bayerischen Flücht- 
lingsrat. „Innenminister Herrmann feiert 
wöchentlich seine Abschiebezahlen, die 
Bezirksregierungen üben sich in behördli- 
chen Exzessen, der Einzelfall wird 
schlicht ignoriert. So sieht die bayerische 
Antwort auf die vermehrte Zahl der 
Schutzsuchenden aus.“ 

Ouelle: http://www.fluechtlingsrat-bay- 
ern.de 03.12.2015 
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„Kalender-soziale- 
Bewegungen” - der 
einzige Kalender für 
13 Monate 


Zum 7. Mal dokumentiert der 
Kalender Initiativen für so- 
ziale Gerechtigkeit, Frieden, 
Antifaschismus, gesunde 
Umwelt und Spaß. Wie die 
Provinz zwischen Gorleben 
und Schloss Landestrost, 
Flüchtlings-Protestcamp, 
Weidenhof, Streiklokal und 
hoher See lebt, liebt, kämpft 
beweisen 15 kunstvoll-infor- 


mative Seiten. Solidarische 
Landwirtschaft, Lily-Turtles- 
Selbsthilfe und 
Jugendverband BDP treffen 
auf GEW-Karikaturist Peter 
Baldus. Anna Jander und dilli 
Dillmann betrachten künstle- 
risch Asylpolitik und 
Bankenzugriff auf Griechen- 
land. Günter Zint, bekannter 
Fotograf von Beatles bis 
Brokdorf, präsentiert die 
Räumung des Hüttendorfs 
Gorleben. Die Spur des Ka- 
lenders führt zu Bad-Nenn- 
dorf-ist-bunt, Kita-Streiks 


und 
Kriegsdenkmalverhüllung. 
Das Kalendarium weiß wann 
die Luxemburg-Liebknecht- 
Demo, Proteste gegen Nazis 
und die Auflösung der FDP 
stattfinden. 

Die Kalendermachenden 
von Geschichtswerkstatt, ra- 
dioflora.de, DGB-KulturAK 
haben keine Mühen gescheut. 
Für 12 Euro gibt’s den Kalen- 
der in vielen Buch- und Öko- 
läden sowie Gewerkschafts- 
büros zwischen Bremen- 
Hamburg-Hannover. Bestellt 
werden kann der Kalender bei 
socialpressx@yahoo.de 


HEIL DOKDMENTAMONSHRLENDER FÜR OAS 
Im Internet ansehen bei: 
antifa.sfa.over-blog.com 


31. Landesweite Konferenz antifaschistischer Initiativen und Organisationen 2016 
Nordrhein-Westfalen - 30 Januar 2016 


Es ist deutsch in KALTLAND“ - Oder?! 


Konferenzort 


COBRA Kulturzentrum 
gGmbHe Merscheider Str. 77- 
79 « 42699 Solingen 


www.cobra-solingen.de 
Ablauf 


09:30 Einlass 

10:00 Konferenz 
Workshops 

12:00 Pause 

13:00 Konferenz 
Workshops 

16:00  Voraussichtliches 


Ende der Konferenz 

19:00 Rock gegen Rassis- 
mus 

Die rassistischen „GIDA“-Be- 
wegungen und ihre Ableger 
werden bei der Veranstaltung 
ebenso Thema sein wie die an- 
dauernde Fluchtbewegung aus 
den Kriegs- und Elendsregionen 
und die Situation von Geflüch- 
teten in NRW.... 

Die Gefahr für Menschen 
durch rassistische und antise- 
mitische Mordbrennerei und 
ihrer Vorstufe besteht nicht 
nur in extremistischen An- 
sichten, sondern auch in 
einem Denken, das Menschen 
anhand ihrer Nützlichkeit für 
die Produktionsordnung be- 
wertet. Es ist die bestehende 
Gesellschaft, die den 
Menschen solches Denken 


und Verhalten nahelegt. 
Menschenfeindliche Ver- 
hältnisse 


Das Mittelmeer ist längst zu 
einem Massengrab geworden. 
Europa schottet sich gegen 
die zu ihm Fliehenden ab, ob- 
wohl es deren Elend mit zu 


verantworten hat... 

PEGIDA, DÜGIDA und 
Co. fürchten nicht um die 
abendländische Kultur, sie 
fürchten die Konkurrenz und 
die Armut, die ihnen die 
Flüchtlinge vor Augen führen. 
Sie nutzen Ängste, um die ei- 
gene Zukunftsperspektive von 
Kleinfamilie, Eigenheim und 
sicherer Rente für lebenslan- 
ge Arbeit aus, die durch 
Flüchtlinge bedroht zu sein 
scheinen. .... Gegen diese 
Verhältnisse und ihre Befür- 
worter wendet sich die antifa- 
schistische und antirassis- 
tische Veranstaltung. Uns ver- 
bindet das Interesse an einer 
offenen und solidarischen Ge- 
sellschaft, in der alle Men- 
schen ohne Angst verschieden 
sein dürfen. ... Wie wir uns 
einer solchen Gesellschaft nä- 
hern wollen und können, da- 
rüber 
wollen 
wir dis- 
kutie- 
ren. 


Spannungsfelder und 
Schnittstellen antifaschisti- 
scher/antirassistischer 
Praxis 


Wir wollen die ganze Breite 
des Antifaschismus und Anti- 
rassismus in NRW von Bünd- 
nissen, Gewerkschaften, Par- 
teien, undogmatischen Lin- 
ken bis zu autonomen Antifa- 
Gruppen einbeziehen und 
vernetzen. ... 

Die antifaschistische und 
antirassistische Veranstaltung 
will sich die Gemeinsamkei- 
ten und Unterschiede seiner 
Akteurinnen und Akteure be- 
wusst machen und diese offen 
diskutieren. Sie richtet sich 
darin ausdrücklich nicht nur 
an organisierte Antifaschistin- 
nen und Antifaschisten in 
NRW, sondern an alle interes- 
sierten Menschen. 

Wer am 30.Januar 2016 in 


Solingen gemeinsam mit uns 
diskutieren und sich mit ande- 
ren Aktiven vernetzen möch- 
te, ist herzlich eingeladen! 


Workshops 


Nazis 2.0 Wie Nazis 
und Rassisten sich vernetzen 
Sprache und Rassismus 
Die Rolle der Sprache 
Antifa und soziale Frage 
Die soziale Frage lösen ist 
der Schlüssel zur 
Bekämpfung des Faschismus. 
Fluchtursachen und Anti- 
militarismus Wer Bom- 
ben regnen lässt, muss sich 
über Flüchtlinge nicht wun- 
dern. 

Jura für Antifas Recht auf 
Demo und Aktion 

Kinder des Widerstandes 
ErinnerungskulturAbendver- 
anstaltung 


Rock gegen Rassismus 
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:aus der rechten presse 


Was soll die Katastrophe 


sein? 
Junge Freiheit Nr. 47/2015 
vom 13. November 2015 


Das Blatt hat einen Siebenpunkte-Forde- 
rungskatalog zur „Lösung der Asylkrise“ 
erfunden, veröffentlicht unter der Forde- 
rung „Frau Merkel, treten Sie zurück! 
Oder handeln Sie endlich.“ Wie soll sie 
handeln? Als erstes mit einer Rede an die 
Nation, in der Angela Merkel erklären 
soll, dass „Deutschland keine Asylbe- 
werber mehr aufnehmen kann.“ Viel- 
leicht hat das Blatt die Rede ja schon ge- 
schrieben. Als zweites soll der Katastro- 
phenfall ausgerufen werden. Der kann 
nach bundesdeutschem Recht von den 
Verwaltungsspitzen der Landkreise und 
kreisfreien Städte, allenfalls noch von 
Landesregierungen ausgerufen werden. 
Die Bundesregierung kann dies nicht. Sie 
könnte — denkt aber im Augenblick nicht 
daran — den geforderten Einsatz von 
„Bundeswehr und Zivilschutz“ beschlie- 
Ben, die beide die „Kontrolle über die 
Staatsgrenzen“ wiederherstellen sollen. 
Die Kontrolle über die Staatsgrenzen 
existiert im Rahmen der Abkommen in 
der Europäischen Union schon lange nur 
eingeschränkt. Dass täglich tausende 
Menschen ungehindert und unkontrol- 
liert bundesdeutsche Grenzen aus den 
Nachbarländern und in die Nachbarlän- 
der passieren, ist seit 25 Jahren Tatsache 
und hat zu keiner Katastrophe geführt. 
Der Zivilschutz darf nicht zur Grenzsi- 
cherung eingesetzt werden. Drittens sol- 
len die deutschen Staatsgrenzen für 
„Ausländer ohne Einreiseerlaubnis nach 
geltendem Recht — notfalls mit Grenz- 
zäunen“ geschlossen werden, mit dem 
Ziel, niemanden mehr einreisen zu las- 
sen: „Da Deutschland von sicheren Dritt- 
staaten umgeben ist, kann nach derzeit 
geltender Rechtslage kein Asylbewerber 
legal über den Landweg nach Deutsch- 
land gelangen.“ Nr. 4 fordert Nothilfe in 


den „Krisenstaaten“ — welche das sein 
sollen, lässt das Blatt vorsichtshalber of- 
fen, meint aber, das sei billiger, als hun- 
derttausende „Asyl-Immigranten im 
dichtbesiedelten Deutschland“ aufzuneh- 
men. Dass das Maßnahmenpaket dazu 
reicht, die für die Europäische Union bil- 
ligste aller Lösungen durchzusetzen — 
lässt das Blatt lieber unerwähnt, kalku- 
liert aber bei allen vorgeschlagenen Maß- 
nahmen damit, das Mittelmeer zum Mas- 
sengrab zu machen. Die Abschottung der 
europäischen Außengrenzen heißt prak- 
tisch, alle zurück ins Mittelmeer. Dann 
kommt als Punkt 5 selbstverständlich die 
Forderung nach ausnahmsloser Abschie- 
bung für alle, die kein Asyl nach der 
deutschen Asylgesetzgebung erhalten — 
die Genfer Flüchtlingskonvention ist 
dem Blatt sowieso unbekannt. In Punkt 6 
fordert das Blatt, „Abbau von Anreizen 
zum Missbrauch unseres Sozialsystems‘“ 
— gemeint sind Unterhaltszahlungen an 
die Flüchtlinge. Stattdessen sollen die 
Geflüchteten zu „gemeinnütziger Arbeit“ 
herangezogen werden. Dass diese Art 
von Zwangsarbeit verboten ist, stört das 
Blatt auch nicht, außerdem sollten 
Flüchtlinge „Reinigungs- und Organisa- 
tionsarbeiten‘“ übernehmen, als ob sie das 
nicht schon längst selbst erledigten. Und 
schließlich: Das Asylrecht im Grundge- 
setz soll abgeschafft und wie in anderen 
europäischen Staaten durch „einfachge- 
setzliche institutionelle Garantien“ er- 
setzt werden. Dass auch diese Garantien 
auf der Basis der Genfer Flüchtlingskon- 
vention — wie in anderen europäischen 
Staaten auch — gesetzlich geregelt wer- 
den müssen, interessiert wieder nicht. 
Kurzum: Mit einem Mix aus Vorurteilen 
und ohne Anerkennung der rechtlichen 
Grundlagen veröffentlicht das Blatt ein 
Forderungspaket, das nur zum Ziel haben 
kann, die Geflüchteten zurück ins Mittel- 
meer zu schicken. 
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Nach dem Anschlag in Paris 
Junge Freiheit Nr. 48/2015 
vom 20. November 2015 


Jetzt hat das Blatt ein Problem: Die Or- 
ganisatoren der Anschläge in Paris sind 
höchstwahrscheinlich in Europa geboren 
und aufgewachsen — und keine illegal 
eingeschleusten Personen. Was folgt da- 
raus: Erstens „entpuppen sich“ die Ge- 
flüchteten „als brisante Form der Desta- 
bilisierung“ und zweitens sei damit be- 
wiesen, dass „die Integrationsfähigkeit 
Europas schon lange vor dem Massenan- 
sturm des Jahres 2015 überschritten 
war“. Das Blatt findet die Parallelgesell- 
schaften, die lange verschwunden waren, 
wieder, in denen angeblich „Desorientie- 
rung, Kriminalität, Gewalt und schließ- 
lich Terror“ herrschen. Obgleich in den 
Migrantenvierteln in den westeuropäi- 
schen Staaten Hunderttausende friedli- 
cher Familien leben, die ihren Lebensun- 
terhalt durch ihre Arbeit erzielen, deren 
Kinder hier zur Schule gehen, die sich 
normal politisch und auch religiös betäti- 
gen, sind dies diejenigen, die Schuld 
sind. Da kommen dem Blatt manche ost- 
europäische Regierungen gerade recht, 
wie in Polen oder Ungarn, die einfach 
mitteilen, „wir wollen das nicht.“ 


Und jetzt muss Huntington 


wieder ran 
Junge Freiheit Nr. 49/2015 
vom 27. November 2015 


Ein Dr. Nicolaus Fest, ehemals Journalist 
bei Bild und Bild am Sonntag, stürzt sich 
auf das Buch von Samuel Huntington aus 
dem Jahr 1996 über den „Kampf der Kul- 
turen“. Huntington war lange in der Ver- 
senkung verschwunden, und wird jetzt 
von extrem Rechten wieder hervorgeholt 
— der Blattautor kommt zu der antisemiti- 
schen Erkenntnis: „Religionsfreiheit ist 
nur die Freiheit zwischen protestanti- 
schem, katholischen, eventuell jüdischen 
und keinem Bekenntnis.“ Denn zuvor 
führt er aus: „Ob auch das Judentum zum 
kulturellen Selbstverständnis des Wes- 
tens gehört, seinen Anhängern beispiels- 
weise das Schächten zu gestatten ist, wäre 
zu erörtern. Gerade die jüdische Geschich- 
te dokumentiert im Übrigen die Hartnä- 
ckigkeit kultureller Differenzen ...“ Und 
dies, ohne ein Wort über die antisemiti- 
schen Umtriebe und Untaten zu verlie- 
ren, die im Laufe der europäischen Ge- 
schichte an Juden verübt worden sind. 
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